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1 Einleitung und Aufgabenstellung 

Zum 4. Januar 2003 ist die Europäische Richtlinie „Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden“ 

(EPBD) [1] in Kraft getreten. Diese Richtlinie muss von den Mitgliedsstaaten innerhalb von 

36 Monaten umgesetzt werden. Bezüglich der ganzheitlichen Bewertung von Gebäuden sind 

in Deutschland die Energiebedarfsanteile für Beleuchtung und Kühlung/Klimatisierung im 

Rahmen des öffentlich-rechtlichen Nachweises noch nicht einbezogen. Anforderungen an 

zulässige Energiebedarfswerte bestehen zur Zeit nicht. Im Planungsprozess entsprechender 

Gebäude werden diese Aspekte derzeit nach Bedarf durch Simulationen analysiert.  

Arbeiten zur Entwicklung eines Berechnungsverfahrens für die energetische Bewertung von 

Gebäuden wurden im Normungsausschuss 00.82.00 durchgeführt und im März 2005 

verabschiedet. Bei Beginn der Bearbeitung des Forschungsvorhabens waren 

Normenentwürfe zur Ermittlung des Nutzenergiebedarfs für Heizung und Kühlung 

vorhanden. Normenentwürfe für die Ermittlung der Verluste und des Hilfsenergiebedarfs der 

Anlagentechnik für Klimatisierung (Kühlung einschließlich Be- und Entfeuchtung) sowie des 

Energiebedarfs für Beleuchtung existierten noch nicht. 

Die Bereitstellung vereinfachter Berechnungsansätze parallel zur Entwicklung der 

Normenverfahren war erforderlich, um für die zuvor genannten Energiebedarfsanteile im 

Rahmen des Projekts anhand von Modellrechnungen und Parameterstudien 

Untersuchungen zur Weiterentwicklung der Anforderungsmethodik der EnEV durchführen zu 

können. 

Die Aufgabenstellung umfasste folgende Punkte 

1. Untersuchung der Randbedingungen und der Machbarkeit 

o Definition abgestimmter Typvertreter für Gebäudekategorien und deren 

Referenzausführungen. Dabei sind insbesondere Gebäudekategorien und Typvertreter 

für Nichtwohngebäude zu berücksichtigen. 

o Erarbeitung von vereinfachten Verfahren zur Ermittlung des Nutz- und des 

Endenergiebedarfs für die neu hinzukommenden Bedarfsanteile unter Beachtung der 

Kompatibilität mit dem bisherigen, auf Normen basierenden Nachweisverfahren nach 

EnEV und unter Berücksichtigung der Arbeiten des Normungsausschusses 00.82.00. 

o Modellrechnungen zur Erweiterung der Anforderungsmethodik für ausgewählte 

Gebäudetypen  
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o Modellrechnungen zum mit wirtschaftlichen Mitteln nach dem Stand der Technik 

erreichbaren Anforderungsniveau auf Basis Primärenergiebedarf 

o Einbeziehung des französischen Ansatzes der gebäudespezifischen Anforderung auf 

Basis einer Referenzausführung in die Modellrechnungen 

o Vorschlag für eine Anforderungsmethodik 

2. Konkretisierung des Anforderungsmodells 

o Modellrechnungen auf Basis der konkretisierten Berechnungsverfahren  

o Ausarbeitung eines Anforderungsmodells auf Basis der Ergebnisse aus den ersten 

Arbeitsschritten und Nachweis der Konsistenz mit dem bestehenden Anforderungsniveau 

3. Endgültige Ausarbeitung des Anforderungsmodells zur Übernahme durch den 

Verordnungsgeber 

o Ausarbeitung des Anforderungsmodells in Abhängigkeit vom Stand der 

Normungsarbeiten zur Ermittlung des Energiebedarfs für Klimatisierung und Beleuchtung 

– Übernahme des Normungsverfahrens oder des im Rahmen des durchgeführten 

Projekts erarbeiteten vereinfachten Modells. 

Im vorliegenden Abschlussbericht werden Vorschläge zur Formulierung eines 

Anforderungsmodells für die Neufassung der Energieeinsparverordnung im Hinblick auf 

Nichtwohngebäude sowie die Energiebilanz zur Einbeziehung neuer Bilanzanteile 

vorgestellt. Für das vorgesehene Referenzgebäudeverfahren werden bau- und 

anlagentechnische Referenzausführungen vorgeschlagen und begründet. Die Anwendung 

des Referenzgebäude-Verfahrens und die energetischen Auswirkungen einzelner 

Maßnahmen werden anhand von Berechnungsbeispielen exemplarisch aufgezeigt. 

 

2 Inhalte der Zwischenberichte 

Die Aufgabenstellung des ersten Arbeitsschrittes hinsichtlich der Untersuchung 

einzubeziehender Gebäudetypen von Nichtwohngebäuden und der Diskussion 

verschiedener Anforderungsmodelle ist im ersten Zwischenbericht vom Oktober 2004 

behandelt. Für die zu diesem Projektstand favorisierte Methode, die Anforderungen einer 

künftigen Energieeinsparverordnung anhand von Standardgebäuden, 

Standardanlagentechnik und Standardnutzung über Modellrechnungen festzulegen, wurden 

erste Berechnungen durchgeführt.  
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Im Rahmen der weiterführenden Untersuchungen, dokumentiert im zweiten Zwischenbericht 

vom November 2004, wurde deutlich, dass in Abhängigkeit von den umfangreichen 

Nutzungsparametern (Beleuchtungsstärke, Mindesttemperatur, Maximaltemperatur, 

Nutzungsdauer, Luftwechsel, interne Wärmequellen, Warmwasser-Wärmebedarf und 

weiteren Konditionierungsparametern) umfangreiche Berechnungen erforderlich gewesen 

wären. Zudem hätten deren Ergebnisse aufgrund starker Interdependenzen der 

Einflussgrößen zu Schwierigkeiten in der übersichtlichen Darstellung, Nachvollziehbarkeit 

und Anwendung im öffentlich-rechtlichen Nachweisverfahren geführt. Wegen der Zeitnot 

wurde deshalb das wissenschaftlich sinnvolle Konzept verworfen und eine pragmatische, an 

das französische Verfahren angelehnte Vorgehensweise empfohlen. 

Hierbei wird für das zu beurteilende Gebäude unter Verwendung der vorgesehenen 

Geometrie und Gebäudeausrichtung mit der in der Energieeinsparverordnung zu 

definierenden 

o Referenz-Bauausführung 

o Referenz-Anlagentechnik 

sowie mit vorzugebenden Randbedingungen der Jahres-Primärenergiebedarf berechnet und 

als maximal zulässiger Jahres-Primärenergiebedarf definiert. Da zu diesem Projektstand 

keine abgeschlossenen Normen für die Behandlung der Themengebiete Beleuchtung und 

Kühlung/Klimatisierung vorlagen, wurden vereinfachte Berechnungsmethoden, die zum Teil 

auf Arbeitspapieren des Normungsausschusses 00.82.00 basierten, vorgeschlagen. Auf der 

Basis dieser Berechnungsansätze wurden Modellrechnungen für unterschiedliche 

Gebäudetypen durchgeführt und damit die Anwendbarkeit des Verfahrens für die 

ganzheitlichen Bewertung von Gebäuden dokumentiert. 

Um auftragsgemäß der Entwicklung der entstehenden DIN V 18599 [2] Rechnung zu tragen, 

war ein ständiges Anpassen der Vorgehensweise notwendig, die zu dem im Weiteren 

dargestellten Verfahren führte. 

  

3 Anforderungsmodell 

3.1 Generelles 

Die durch die Energieeffizienz-Richtlinie erforderlichen Neuerungen gegenüber der 

Energieeinsparverordnung 2002 (EnEV) [3] liegen im Wesentlichen in der Erfassung des 

Kunstlichtstrom- und des Kühlenergiebedarfs. Beide Größen spielen im Wohnungsbau 

praktisch keine Rolle, und deshalb erscheint es insbesondere angesichts des 
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vorherrschenden Zeitdrucks sinnvoll, die bisherige Behandlung des Wohnungsbaus 

beizubehalten. Hierfür spricht auch die relativ kurze Zeitspanne, die seit Inkrafttreten der 

EnEV (1. Feb. 2002) verstrichen ist.  

Für Nichtwohngebäude liegen auch in den Bedarfsbereichen Heizung, Warmwasser und 

Lüftung z. T. stark abweichende Verhältnisse vom Wohnungsbau vor, und die Erfassung des 

Kunstlichtstrom- und des Kühlenergiebedarfs kann von großer Bedeutung sein. Für diese 

Gebäude bedarf es einer Erweiterung um zusätzliche Berechnungsalgorithmen und eines 

neuen Konzepts zur Formulierung der Anforderungen [4, 5]. 

Bislang wurden Nichtwohngebäude nahezu wie Wohngebäude behandelt, wodurch 

unrealistische Ergebnisse hinsichtlich des Primärenergiebedarfs entstanden und die in einem 

Energiepass ausgewiesenen Werte praxisfremd waren. Bei Verwendung der EnEV als 

Planungsinstrument – im Wohnungsbau sinnvoll – waren Fehloptimierungen möglich. 

Wesentliche Prämisse des vorgestellten Konzepts für die Formulierung der Anforderungen 

ist deshalb das Reagieren auf die jeweilige Nutzung. Im Einzelnen erscheint es notwendig 

insbesondere auf verschiedenste Nutzungsparameter einzugehen, d.h. nutzungsspezifische 

Randbedingungen vorzugeben. 

Prämisse des vorgestellten Konzepts für die Formulierung der Anforderungen ist 
deshalb das Reagieren auf die jeweilige Nutzung. 

Als Haupanforderungsgröße soll weiterhin der Jahres-Primärenergiebedarf dienen, der für 

die Konditionierungsanteile Heizung, Kühlung, Beleuchtung, Warmwasserbereitung und 

Raumlufttechnik zu bilanzieren ist. 

Haupanforderungsgröße soll weiterhin der Jahres-Primärenergiebedarf sein. 

Als Anforderungsmethodik für die künftige Energieeinsparverordnung werden vier Konzepte 

bewertet: 

A) Anforderung für alle Nichtwohngebäude (in Abhängigkeit von A/Ve) 

Als Ergebnis von Berechnungen anhand von Standardgebäuden unter Einbezug aller 

relevanten Bedarfsanteile.  

B) Anforderung für verschiedene Gebäudekategorien (ggf. in Abhängigkeit von A/Ve 

oder A/AN) 

Als Ergebnis von Berechnungen anhand von Standardgebäuden unter Einbezug aller 

relevanten Bedarfsanteile. 

C) Anforderung für verschiedene Nutzungsbereiche (in Abhängigkeit von A/Ve oder 

A/AN) 



6 

Anforderung als Ergebnis von Berechnungen anhand von Standardgebäuden unter 

Einbezug aller relevanten Bedarfsanteile  

D) Anforderung ergeben sich aus der tatsächlichen Nutzung und Geometrie des 

geplanten Gebäudes, jedoch unter Verwendung einer Referenzausführung für Bau- 

und Anlagentechnik (in Anlehnung an das französisches Verfahren [6]) 

 

Tabelle 3.1: Gegenüberstellung der Konzepte für eine Anforderungsmethodik. 

Variante Vorteile Nachteile 

A Konsistenz zu bisherigem Vorgehen in 
EnEV 2002 

Neue Bedarfsanteile - Klimatisierung 
und Beleuchtung – sind praktisch A/Ve-
unabhängig 

Festlegung einer gleichen Anforderung 
für alle Nichtwohngebäude ist aufgrund 
unterschiedlicher Nutzungen und 
Gebäudeausstattungen praktisch nicht 
möglich 

AN-Problematik besteht weiterhin 

B Ist auch nur für neue Bedarfsanteile 
zum alten Verfahren ergänzbar 

Für alle Kategorien muss der 
prozentuale Anteil typischer Nutzungen 
definiert werden, bei Abweichungen ist 
die Zuordnung zu Kategorien schwierig

Erfassung von Mischnutzungen ist 
problematisch 

C Einfache Zuordnung, ist auch nur für 
neue Bedarfsanteile zum alten 
Verfahren ergänzbar 

 

Berechnungsverfahren muss zur 
Festlegung der Anforderungen 
abgeschlossen vorliegen 

D Erster Schritt zu einer EU-
Vereinheitlichung des Nachweises 

Anforderungsmodell unabhängig vom 
Berechnungsverfahren 

Direkte Vergleichbarkeit 
unterschiedlicher Gebäude geht 
verloren 

 

 

 

Eine Gegenüberstellung der Konzepte für eine Anforderungsmethodik ist in Tabelle 3.1 

vorgenommen. 

Konzept A kann nicht herangezogen werden, da eine durchschnittliche Gebäudenutzung und 

–ausstattung nicht als Anforderungsmaßstab herangezogen werden kann. Diese 

Vorgehensweise, wie sie in der EnEV 2002 verwendet wird, eignet sich gut für den Bereich 

der Wohngebäude, bildet aber die Verhältnisse für Nichtwohngebäude nur unzureichend ab.  



7 

Ebenso problematisch wäre die Festlegung pauschaler Nutzungsanteile (Konzept B) in 

einzelnen Gebäudekategorien aufgrund der häufig vorzufindenden Mischnutzungen. Das 

typische Büro- oder Schulgebäude zum Beispiel gibt es nicht. Bei Weglassen der 

Abhängigkeit von A/Ve oder A/AN würde die bisherige Systematik verlassen werden, und bei 

kleinen Objekten entstünde eine Verschärfung der Anforderungen. 

Das Konzept C wurde im Kreis der Forschungsnehmer zunächst favorisiert, da dieses Modell 

aus wissenschaftlicher Sicht gut geeignet erscheint und die Nähe zum Anforderungsmodell 

der bisherigen Verordnung aufweist. Problematisch ist allerdings – und das gilt auch für die 

Konzepte A und B – dass für die Festlegung eines Anforderungsniveaus die 

Berechnungsverfahren zur Bestimmung der Anforderungsgröße (Jahres-

Primärenergiebedarf) vorliegen müssen. Wie in Kap. 2 beschrieben, wurde im Rahmen des 

Forschungsprojekts ein vereinfachtes Berechnungsverfahren zur Bestimmung des Jahres-

Primärenergiebedarfs unter Einbeziehung der neuen Bilanzanteile konzipiert. Dies Verfahren 

konnte allerdings nicht als Basis für die Bestimmung eines Anforderungsniveaus verwendet 

werden, da frühzeitig erkennbar war, dass aufgrund der unterschiedlichen Ansätze in DIN V 

18599 – die als Berechnungsgrundlage für das Nachweisverfahren vorgesehen ist – zu 

große Abweichungen in den Berechnungsergebnissen auftreten. Zudem hätte die 

Formulierung des Anforderungsmodells aufgrund starker Interdependenzen der 

Einflussgrößen zu Schwierigkeiten in der übersichtlichen Darstellung, Nachvollziehbarkeit 

und Anwendung im öffentlich-rechtlichen Nachweisverfahren geführt. 

Vor dem Hintergrund der Ausschlusskriterien für die Konzepte A, B und C wird 
empfohlen, im Rahmen der künftigen Energieeinsparverordnung das Konzept D – im 
Weiteren als „Referenzgebäude-Verfahren“ bezeichnet – als Anforderungsmodell 
heran zu ziehen. Dieses Modell bietet nicht nur den großen Vorteil der weitgehenden 
Unabhängigkeit vom Rechenverfahren, sondern ist gegenüber den anderen Modellen 
deutlich einfacher darstellbar und transparenter und kann somit wesentlich leichter 
nachvollzogen werden.  

Im Zuge der Fortschreibung der EnEV 2002 sollte als „Zusatzanforderung“ die Begrenzung 

der Transmission über die wärmeübertragende Umfassungsfläche aufgenommen werden. 

Unabhängig von der eingesetzten Anlagentechnik soll damit ein energetischer 

Mindestwärmeschutz der Gebäudehülle vorgeschrieben werden. 
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3.2 Berechnung des Jahres-Primärenergiebedarfs 

Im Hinblick auf eine umfassende Bilanzierung des Jahres-Primärenergiebedarfs von 

Nichtwohngebäuden war es erforderlich, ein neues Berechnungsverfahren zu entwickeln. 

Die Notwendigkeit eines neuen Berechnungsverfahrens ergab sich dadurch, dass für die neu 

zu betrachtenden Bilanzierungsanteile Beleuchtung und Kühlung/ Klimatisierung keine 

abgestimmten Berechnungsansätze in Deutschland vorlagen. Darüber hinaus sind die 

Berechnungsgrundlagen zur Ermittlung des Primärenergiebedarfs, die in der 

Energieeinsparverordnung 2002 herangezogen werden (DIN V 4108-6 [7] und DIN V 4701-

10 [8]) primär für Wohngebäude konzipiert und geeignet.  

Das in Kapitel 2 genannte und im 2. Zwischenbericht dokumentierte vereinfachte Verfahren 

zur Bestimmung des Jahres-Primärenergiebedarfs wurde entwickelt, um eine 

„Rückfallebene“ für den Verordnungsgeber zu bilden (falls die parallel entwickelte 

Berechnungsnorm nicht oder nicht rechtzeitig fertig gestellt sein sollte). Die Anwendung 

dieses vereinfachten Verfahrens im Rahmen der künftigen Verordnung ist nicht erforderlich, 

da alle Teile der DIN V 18599 mit Erscheinungsdatum Juli 2005 vorliegen. Das Verfahren 

dieser Norm wird auf der Basis von [9] im Folgenden kurz beschrieben. 

 

3.2.1 DIN V 18599 als Berechnungsgrundlage 

Die Vornormenreihe DIN V 18599 wurde vom Gemeinschaftsausschuss "Energetische 

Bewertung von Gebäuden" der Normenausschüsse "Bauwesen" (NABau) und "Heiz- und 

Raumlufttechnik" (NHRS) unter Mitwirkung des Normenausschusses "Lichttechnik" (FNL) im 

DIN erarbeitet. DIN V 18599 besteht aus: 

o Teil 1: Allgemeine Bilanzierungsverfahren, Begriffe, Zonierung und Bewertung der 

Energieträger 

o Teil 2: Nutzenergiebedarf für Heizen und Kühlen von Gebäudezonen 

o Teil 3: Nutzenergiebedarf für die energetische Luftaufbereitung 

o Teil 4: Nutz- und Endenergiebedarf für Beleuchtung 

o Teil 5: Endenergiebedarf von Heizsystemen 

o Teil 6: Endenergiebedarf von Wohnungslüftungsanlagen und Luftheizungsanlagen für 

 den Wohnungsbau 

o Teil 7: Endenergiebedarf von Raumlufttechnik- und Klimakältesystemen für den 

Nichtwohnungsbau 

o Teil 8: Nutz- und Endenergiebedarf von Warmwasserbereitungssystemen 
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o Teil 9: End- und Primärenergiebedarf von Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen 

o Teil 10: Nutzungsrandbedingungen, Klimadaten 

Die Vornormenreihe DIN V 18599 stellt ein Verfahren zur Bewertung der 

Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden zur Verfügung, wie sie nach Artikel 3 der Richtlinie 

2002/91/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über die Gesamteffizienz von 

Gebäuden (EPBD) ab 2006 in allen Mitgliedsländern der Europäischen Union (EU) gefordert 

wird.  

Die Berechnungen erlauben die Beurteilung aller Energiemengen, die zur 

bestimmungsgemäßen Heizung, Warmwasserbereitung, raumlufttechnischen 

Konditionierung und Beleuchtung von Gebäuden notwendig sind. Dabei berücksichtigt DIN V 

18599 auch die gegenseitige Beeinflussung von Energieströmen und die daraus 

resultierenden planerischen Konsequenzen. Neben dem Berechnungsverfahren werden 

auch nutzungsbezogene Randbedingungen für eine neutrale Bewertung zur Ermittlung des 

Energiebedarfs angegeben (unabhängig von individuellem Nutzerverhalten und lokalen 

Klimadaten). Die Vornormenreihe ist geeignet, den langfristigen Energiebedarf für Gebäude 

oder auch Gebäudeteile zu ermitteln und die Einsatzmöglichkeiten erneuerbarer Energien für 

Gebäude abzuschätzen. Die normativ dokumentierten Algorithmen sind anwendbar für die 

energetische Bilanzierung von: 

o Wohn- und Nichtwohnbauten; 

o Neubauten und Bestandsbauten. 

Die Vorgehensweise der Bilanzierung ist geeignet für: 

o eine Energiebedarfsbilanzierung von Gebäuden mit teilweise festgelegten 

Randbedingungen im Rahmen des öffentlich-rechtlichen Nachweises; 

o eine allgemeine, ingenieurmäßige Energiebedarfsbilanzierung von Gebäuden mit 

frei wählbaren Randbedingungen; 

o eine allgemeine, ingenieurmäßige Energiebilanzierung von Gebäuden mit dem Ziel 

des Abgleichs zwischen Energiebedarf und Energieverbrauch (Bedarfs-Verbrauchs-
Abgleich) mit frei wählbaren Randbedingungen. 

Die mit der Vornormenreihe DIN V 18599 durchgeführte Energiebilanz folgt einem integralen 

Ansatz, d.h. es erfolgt eine gemeinschaftliche Bewertung des Baukörpers, der Nutzung und 

der Anlagentechnik unter Berücksichtigung der gegenseitigen Wechselwirkungen. 

DIN V 18599 stellt ein umfassendes abgestimmtes Instrument zur Berechnung des 
Jahres-Primärenergiebedarfs von Gebäuden dar und sollte als Berechnungsgrundlage 
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für das Nachweisverfahren der künftigen Energieeinsparverordnung herangezogen 
werden. 

3.2.2 Primärenergiebilanz gem. DIN V 18599 

Die Berechnung des Jahres-Primärenergiebedarfs ist unter Berücksichtigung aller Teile 

eines Gebäudes, für die mindestens eine Art der Konditionierung nach DIN V 18599-1 

vorgesehen ist, wie folgt durchzuführen: 

Qp = Qp,h + Qp,c + Qp,m + Qp,w + Qp,l + Qp,aux 

Dabei bedeuten: 

Qp  der Jahres-Primärenergiebedarf 

Qp,h der Jahres-Primärenergiebedarf für das Heizungssystem und die Heizfunktion 

der raumlufttechnischen Anlage 

Qp,c der Jahres-Primärenergiebedarf für das Kühlsystem und die Kühlfunktion der 

raumlufttechnischen Anlage 

Qp,m  der Jahres-Primärenergiebedarf für die Dampfversorgung 

Qp,w  der Jahres-Primärenergiebedarf für Warmwasser 

Qp,l  der Jahres-Primärenergiebedarf für Beleuchtung 

Qp,aux der Jahres-Primärenergiebedarf für Hilfsenergien für das Heizungssystem und 

die Heizfunktion der raumlufttechnischen Anlage, das Kühlsystem und die 

Kühlfunktion der raumlufttechnischen Anlage, die Dampfversorgung, das 

Warmwasser, die Beleuchtung und den Lufttransport 

  

3.3 Randbedingungen 

Die Vorgabe von Randbedingungen für Berechnungen im Rahmen des öffentlich-rechtlichen 

Nachweises ist erforderlich damit 

o die Grundlage für einheitliche Referenzanforderungen geschaffen wird und 

o Vereinfachungen im Berechnungsverfahren genutzt werden können. 

Die Vereinfachungen tragen dem Umstand Rechnung, dass im frühen Planungsstadium 

meist nur wenige Detailinformationen vorliegen. 

Über die in folgenden Kapiteln aufgeführten Randbedingungen, die für das Referenzgebäude 

und für das zu errichtende Gebäude zu verwenden sind, hinaus, sind für die Berechnung des 

Jahres-Primärenergiebedarfs nach DIN V 18599 weitere Werte und Berechnungsansätze in 
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Ansatz zu bringen. Hierzu sind die in den einzelnen Normenteilen angegebenen 

Standardwerte, wie z.B. längenbezogene Wärmedurchgangszahl von Rohrleitungen oder 

Rohrleitungslängen in Teil 5, bzw. Berechnungsansätze, wie z.B. Effizienzfaktor von Pumpen 

für Kühl- und Kaltwasserverteilung in Teil 7, heranzuziehen.   

3.3.1 Nutzungsrandbedingungen und Klimadaten 

Im Rahmen des öffentlich-rechtlichen Nachweises sollten grundsätzlich die 

Nutzungsrandbedingungen gemäß DIN V 18599-10 herangezogen werden. Da in DIN V 

18599-10 nur eine Auswahl von möglichen Nutzungen in Nichtwohngebäuden aufgeführt ist, 

ist es erforderlich, eine Nutzung festzulegen, die immer dann herangezogen wird, wenn auf 

der Basis einer qualifizierten Einschätzung des Gebäudes und der dort vorhandenen 

Nutzungen keine sinnvolle Zuordnung der 33 Nutzungstypen geeignet erscheint. Es wird 

vorgeschlagen, die in DIN V 18599-10, Tabelle 4, aufgeführte Nutzung „Sonstige 

Aufenthaltsräume“ (Nr. 17) als eine solche „Durchschnittsnutzung“ heranzuziehen. Dieser 

Nutzungstyp bietet sich an, da er hinsichtlich der Nutzungs- und Betriebszeiten, der 

Randbedingungen für Beleuchtung, Raumklima und Wärmequellen in etwa mittlere 

Randbedingungen aufweist.  

Mit der zuvor beschriebenen Regelung zur Verwendung von Nutzungsrandbedingungen liegt 

ein geschlossenes Verfahren vor, das im Sinne des öffentlich-rechtlichen Nachweises 

verbindlich ist. Würde man eine - aus wissenschaftlicher Sicht sicherlich sinnvolle – Öffnung 

des Verfahrens zulassen, das heißt die Möglichkeit eröffnen, eigene Nutzungsprofile für den 

öffentlich-rechtlichen Nachweis zuzulassen, bestünde die Gefahr, dass – absichtlich oder 

unabsichtlich – ein Aufweichen der Anforderungen möglich ist. Darüber hinaus stellt die 

beschriebene Regelung eine Vereinfachung der Anwendung des Nachweisverfahrens dar, 

weil der Anwender keine von der Norm abweichenden Nutzungsprofile erstellen muss. 

Dem Anwender des Norm-Berechnungsverfahrens bleibt es natürlich unbenommen, im 

Rahmen einer Energieberatung Modifikationen an den Randbedingungen vorzunehmen, um 

somit die tatsächlichen Verhältnisse besser abbilden zu können. 

Es wird vorgeschlagen, Fortschreibungen der Nutzungsrandbedingungen für weitere 

Nutzungstypen vorzunehmen, um sukzessive das Spektrum des Nachweisverfahrens zu 

erweitern. 

Hinsichtlich möglicher Vereinfachungen bei der Zusammenfassung von Nutzungszonen 

sollten folgende Regelungen vorgesehen werden: 

o Vereinfachend dürfen die Nutzungen 1 und 2 nach Tabelle 4 der DIN V 18599-10 zur 

Nutzung 1 zusammengefasst werden da hierdurch das Ergebnis praktisch nicht 
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beeinflusst wird. Als Beleg dient eine Berechnung anhand des in Anhang A 

aufgeführten Bürogebäudes. Der Jahresprimärenergiebedarf des Gebäudes ergibt 

sich im Falle der Zuordnung der Büronutzung zu der Nutzung 1 (also Einzelbüro) zu 

203 kWh/(m²a). Ordnet man die Nutzung der Nr. 2 (also Gruppenbüro) zu, ergibt sich 

ein Wert von 198 kWh/(m²a). Die Abweichung der Berechnungsergebnisse beträgt 

2,5 %. 

o In DIN V 18599-10 ist eine weitere Vereinfachung hinsichtlich der Zusammenfassung 

von Nutzungszonen vorgesehen (siehe Tabelle 4, Fußnote b). Für die Nutzungen 

„Nebenflächen (ohne Aufenthaltsräume)“, „Verkehrsflächen“ und „Lager, Technik, 

Archiv“ kann hiernach eine Zusammenfassung erfolgen. Die Zusammenfassung 

erfolgt zu „Nebenflächen (ohne Aufenthaltsräume)“. 

Die Nutzungsrandbedingungen dieser genannten Nutzungen unterscheiden sich nur 

gering. Die Auswirkungen hinsichtlich des resultierenden Jahresprimärenergiebedarfs 

werden anhand des Beispielbürogebäudes gemäß Anhang A quantifiziert. Findet eine 

Berechnung mit differenzierter Nutzung statt, ergibt sich ein Jahres-

Primärenergiebedarf von 198 kWh/(m²a). Eine Zusammenfassung der genannten 

Nutzungszonen führt zu einem Wert von ebenfalls 198 kWh/(m²a). Die Abweichung 

liegt in der Nachkommastelle und ist vernachlässigbar. 

Bei den aufgeführten Regelungen ist zu beachten, dass die geringen Abweichungen in den 

Berechnungsergebnissen nur dann auftreten, wenn gleiche Arten der Konditionierung in den 

jeweiligen Zonen vorliegen. Ist beispielsweise eine vorhandene Zone „Einzelbüro“ mit freier 

Lüftung und eine weitere Zone „Gruppenbüro“ mit einer RLT-Anlage und Raumkühlung 

ausgestattet, kann eine Zusammenfassung der Zonen nicht vorgenommen werden. Hierbei 

ist auch DIN V 18599-1 (Kap. 7) zu beachten. 

Der Jahres-Primärenergiebedarf ist unter Verwendung der in DIN V 18599-10 aufgeführten 

Klimadaten zu ermitteln. Die Klimadaten repräsentieren ein „Referenzklima Deutschland“, 

das auch in der EnEV 2002 herangezogen wurde; es handelt sich somit um eine 

Fortschreibung der Methodik der EnEV 2002.  

3.3.2 Bautechnische Randbedingungen 

Bautechnische Randbedingungen zur Berechnung des Jahres-Primärenergiebedarfs für das 

Referenzgebäude und für das zu errichtende Gebäude gelten bezüglich 

o einer Verschattung durch den Verschattungsfaktor FS = 0,9. Soweit durch bauliche 

Gegebenheiten eine Verschattung vorliegt, können abweichende Werte verwendet 
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werden. Die Berücksichtigung des Verschattungsfaktors ist eine Fortschreibung der 

Randbedingungen gemäß EnEV 2002 (DIN V 4108-6). 

o des Verbauungsindexes, der mit IV = 0,9 analog zum zuvor genannten 

Verschattungsfaktor vereinfacht angesetzt werden kann. Eine genaue Ermittlung des 

Wertes nach DIN V 18599-4 ist zulässig.  

o der Heizunterbrechung, die bei Nichtwohngebäuden üblicherweise im 

„Absenkbetrieb“ gefahren wird mit der Dauer entsprechend den Randbedingungen in 

DIN V 18599-10. Die Heizunterbrechung wurde im Rahmen der EnEV 2002 über die 

Vorgabe von Zeiten mit unterbrochenem Heizbetrieb vorgegeben. Hinsichtlich der 

grundsätzlichen Berücksichtigung dieser Größe handelt es sich also um eine 

Fortschreibung der EnEV 2002.  

o der solaren Wärmegewinne über opake Bauteile. Bei der Bestimmung der solaren 

Wärmegewinne für das Referenzgebäude ist vereinfacht ein 

Wärmedurchgangskoeffizient U = 0,5 W/(m²K) anzunehmen. Der Emissionsgrad der 

Außenfläche für Wärmestrahlung wird mit ε = 0,9 angesetzt, der 

Strahlungsabsorptionsgrad an opaken Oberflächen mit α = 0,5 (für dunkle Dächer 

kann abweichend α = 0,8 angenommen werden).  

Die Berücksichtigung von solaren Wärmegewinnen über opake Bauteile ist 

Gegenstand der EnEV 2002. Auch hier liegt somit eine Fortschreibung vor. Vor dem 

Hintergrund, dass Referenzgebäuden keine expliziten U-Werte von Einzelbauteilen 

vorgegeben werden (siehe Kapitel Referenzanforderungen), ist es erforderlich, eine 

Vorgabe für den Wärmedurchgangskoeffizienten der opaken Bauteile zu treffen. Der 

Einfluss unterschiedlich anzusetzender Wärmedurchgangskoeffizienten (0,3 bis 1,4 

W/(m²K)) liegt typischerweise unter 1% des Gesamtergebnisses, und es erscheint 

nicht sinnvoll weitere Differenzierungen vorzunehmen. 

 

3.3.3 Anlagentechnische Randbedingungen 

3.3.3.1  Heizung und Warmwasserbereitung 

Randbedingungen zur Berechnung des Jahres-Primärenergiebedarfs für Heizung und 

Warmwasserbereitung gelten bezüglich 

o der maximalen erforderlichen Wärmeerzeugerleistung eines Gebäudes/ einer 

Gebäudezone für Heizung, Warmwasser und RLT, die sich aus der Summe aller 

Leistungen ergibt, die parallel angefordert werden (Parallelbetrieb). 
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o der Art des Verteilnetzes, das als Zweirohrnetz in Ansatz zu bringen ist. 

o der Ermittlung der Hilfsenergie für die Umwälzung, für die zur Bestimmung des 

Differenzdruckes des Wärmeerzeugers von einem Wasserinhalt von ≥ 0,15 l/kW 

auszugehen ist. 

o des Korrekturfaktors für den hydraulischen Abgleich, der unter Berücksichtigung 

eines hydraulischen Abgleichs mit fAbgl = 1 anzusetzen ist. 

o der Berechnung der Aufwandszahl von Heizungspumpen, die auf Basis einer 

Pumpenregelung mit konstantem Differenzdruck (Δpconst) erfolgt. 

o des Überdimensionierungsfaktors, der für bedarfsausgelegte Pumpen mit b = 1 

anzusetzen ist. 

o des Speichernutzungsgrads, der für einen stehenden Speicher angesetzt werden 

kann (ηs= 0,95). 

 

3.3.3.2  Raumlufttechnik, Raumluftkühlung und Kälteerzeugung 

Randbedingungen zur Berechnung des Jahres-Primärenergiebedarfs für 

Kühlung/Klimatisierung gelten bezüglich 

o des Pumpenbetriebs zur Bestimmung der Leistungsanpassung und des 

Korrekturfaktors Adaption. Für die verschiedenen Kühl –und Kältekreisläufe ist der 

Pumpenbetrieb wie folgt anzusetzen  

- Kaltwasserkreis Raumkühlung: geregelte Pumpe (adaptierte Pumpe) 

- Kaltwasserkreis Erzeuger inklusive RLT Kühlung und Rückkühlkreis: ungeregelte 

Pumpe (nicht adaptierte Pumpe) 

o des Korrekturfaktors für den hydraulischen Abgleich, der unter Berücksichtigung 

eines hydraulischen Abgleichs mit fAbgl = 1 anzusetzen ist. 

o der Pumpensteuerung zur Bestimmung der Pumpenbetriebszeit. Für die 

verschiedenen Kühl- und Kältekreisläufe ist die Pumpensteuerung wie folgt 

anzusetzen  

- Kaltwasserkreis Raumkühlung und Kaltwasserkreis Erzeuger inklusive RLT 

Kühlung: saisonale sowie Nacht- und Wochenendabschaltung 

- Rückkühlkreis: vollautomatisierter, bedarfsgesteuerter Betrieb 
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3.4 Kriterien für die Einbeziehung von Konditionierungsanteilen 

Die nachfolgend vorgeschlagenen Regelungen beschreiben die Bedingungen, wann eine 

jeweilige Konditionierungsgröße für eine Bilanzierung im Nachweisverfahren heranzuziehen 

ist. Aus diesen Regelungen ist damit auch ersichtlich, wann auf die Einbeziehung einer 

jeweiligen Bilanzierungsgröße verzichtet werden kann. Die Regelungen sind eingeführt, um 

einen vergleichsweise geringen Energiebedarf, z.B. bei kurzer Nutzungszeit, vereinfachend 

vernachlässigen zu dürfen. 

Mit Ausnahme der Berücksichtigung des Primärenergiebedarfs für das Kühlsystem und die 

Kühlfunktion der raumlufttechnischen Anlage gelten die Regelungen gleichermaßen für das 

Referenzgebäude und das zu errichtende Gebäude.  

Heizung 

Der Primärenergiebedarf für das Heizungssystem und die Heizfunktion der 

raumlufttechnischen Anlage Qp,h ist zu bilanzieren, wenn die Raum-Solltemperatur des 

Gebäudes oder eines Gebäudeteiles für den Heizfall größer ist als 12 °C und die 

Nutzungsdauer für die Gebäudebeheizung auf Raum-Solltemperatur mehr als 90 Tage pro 

Jahr und mehr als 2 Stunden pro Tag beträgt.  

Die untere Grenze von 12 °C bei der Gebäudebeheizung basiert auf der früheren Festlegung 

des Temperaturniveaus von „Gebäuden mit niedrigen Innentemperaturen“ 

(Wärmeschutzverordnung 1995) für die im Rahmen der künftigen Verordnung ebenfalls ein 

Primärenergiebedarf zu bilanzieren ist.  

Kühlung 

Der Primärenergiebedarf für das Kühlsystem und die Kühlfunktion der raumlufttechnischen 

Anlage Qp,c ist zu bilanzieren, wenn für das Gebäude oder einen Gebäudeteil der Einsatz 

von Kühltechnik und die Nutzungsdauer für Gebäudekühlung auf Raum-Solltemperatur mehr 

als 60 Tage pro Jahr und mehr als 2 Stunden pro Tag vorgesehen ist.  

Hinsichtlich der Festlegung, ob für die Bestimmung des Anforderungswertes des 

Jahresprimärenergiebedarfs ein Anteil für die Gebäudekühlung in Ansatz zu bringen ist, 

werden nachstehend 4 Möglichkeiten diskutiert. 

a) Bei einer Vielzahl von Nutzungen im Bereich von Nichtwohngebäuden besteht die 

Möglichkeit, mit baulichen Maßnahmen einen sommerlichen Wärmeschutz zu realisieren, 

der zu akzeptablen Raumkonditionen führt. Daher wird vorgeschlagen, beim 

Referenzgebäude für die nachstehenden Nutzungen gemäß DIN V 18599-10 

o Einzelbüro 

o Gruppenbüro (2 bis 6 Arbeitsplätze) 
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o Großraumbüro (ab 7 Arbeitsplätze) 

o Klassenzimmer (Schulen) 

o Bettenzimmer 

o WC und Sanitärräume in Nichtwohngebäuden 

o Sonstige Aufenthaltsräume 

o Nebenflächen (ohne Aufenthaltsräume) 

o Verkehrsflächen 

o Lager, Technik, Archiv  

o Sporthalle 

o Parkhäuser (Büro- und Privatnutzung) 

o Parkhäuser (öffentliche Nutzung) 

den zulässigen Primärenergiebedarf für das Kühlsystem und die Kühlfunktion der 

raumlufttechnischen Anlage zu Null zu setzen. Für die Gebäudelüftung ist im Referenzfall 

das System anzusetzen, welches als Lüftungssystem beim zu errichtenden Gebäude 

vorgesehen ist. 

Liegen nachgewiesenermaßen bei den oben aufgeführten Nutzungen die internen 

Wärmequellen (Summe aus Personen, Arbeitshilfen und Beleuchtung) über den Werten, 

die sich aufgrund des jeweiligen Nutzungsprofils nach DIN V 18599-10 zuzüglich der 

Einträge durch Beleuchtung über das Referenzbeleuchtungssystem ergeben, ist die 

Einbeziehung des Primärenergiebedarfs für das Kühlsystem und die Kühlfunktion der 

raumlufttechnischen Anlage gemäß der Referenzausführung statthaft. Diese über dem 

Durchschnitt liegenden Lasten können in der Regel nur über aktive Kühlmaßnahmen 

abgeführt werden.  

b) Der Jahresprimärenergiebedarf des Referenzgebäudes wird unter Berücksichtigung 

der Referenzanlagentechnik ermittelt. Das heißt, bei vorgesehenem Einsatz einer 

Einrichtung zur Gebäudekühlung ist für die jeweiligen Nutzungen ein zulässiger Anteil 

des Primärenergiebedarfs für Kühlung zu berücksichtigen. 

c) Als dritte Möglichkeit der Handhabung zulässiger Werte für die Kühlung im 

Referenzfall kann der zuvor genannte zweite Fall aufgegriffen werden, mit der 

zusätzlichen Anforderung für das Referenzgebäude, die Anforderungen an den 

sommerlichen Wärmeschutz gemäß DIN 4108-2 [10] einzuhalten. Mit dieser Regelung 

würde ein guter baulicher Wärmeschutz für die Referenzausführung gefordert sein und 
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der maximal zulässige Jahresprimärenergiebedarf für die Kühlung des Referenzfalls 

minimiert. Hierbei ist so zu verfahren, dass für das Referenzgebäude der Nachweis nach 

DIN 4108-2 zu führen ist und die Einhaltung der Anforderungen dieser Norm über die 

Verwendung einer geeigneten Sonnenschutzvorrichtung und über die Dimensionierung 

der Fenstergröße zu erfolgen hat. Die aus den Anforderungen von 4108-2 für das 

Referenzgebäude gefundenen Größen für Sonnenschutzvorrichtung und Fensterfläche 

sind im Referenzgebäude nur für den Kühlfall für die Festlegung der Anforderung des 

Jahres-Primärenergiebedarfs heranzuziehen. Hiermit wird, wie zuvor ausgeführt, 

sichergestellt, dass die Referenz einer Ausführung entspricht, die die Anforderung nach 

DIN 4108-2 einhalten und ein somit entsprechend minimierter Kühlenergiebedarf im 

Referenzfall in Ansatz gebracht werden kann.  

d) Alternativ zur Vorgehensweise c) könnte auch die Vorgabe getroffen werden, dass die 

Verwendung einer außen liegenden Sonnenschutzvorrichtung (Außenjalousie in 45°-

Stellung in dunkelgrauer Ausführung, Aktivierung der beweglichen 

Sonnenschutzvorrichtung manuell oder zeitgesteuert) für den Kühlfall des 

Referenzgebäudes vorzusehen ist. Mit diesem Ansatz würde zwar nicht in jedem Fall 

beim Referenzgebäude die Anforderung nach DIN 4108-2 eingehalten sein, aber 

dennoch wäre eine gewisse Qualität des baulichen Wärmeschutzes im Sommer 

vorgegeben.  

Zur Erleichterung der Auswahl der geeignetsten Verfahrensalternative wird anhand eines 

Beispiels die Größenordnung des Primärenergiebedarfanteils der Gebäudekühlung 

aufgezeigt. Hierzu wird das in Anhang 1 aufgeführte Bürogebäude betrachtet. Legt man für 

das gesamte Gebäude eine Büronutzung (Nutzung Nr. 2 gemäß DIN V 18599-10, Tabelle 4) 

mit vollständiger Kühlung über die Referenzanlagentechnik (siehe Kapitel 4) zugrunde, ergibt 

sich der Jahres-Primärenergiebedarf zu 236 kWh/(m²a). Dieser Zahlenwert ergibt sich für 

das insgesamt gekühlte Gebäude. Ist für das Gebäude keine Kühlung vorgesehen, beträgt 

der Jahres-Primärenergiebedarf 210 kWh/(m²a) (in beiden Fällen wird davon ausgegangen, 

dass die Lüftung über eine Zu– und Abluftanlage mit Wärmerückgewinnung erfolgt). 

Eine Kompensation des Bedarfsanteils in Folge Kühlung von 26 kWh/(m²a) könnte alternativ 

erfolgen über  

o die Verwendung einer direkten Beleuchtung und eines elektronischen 

Vorschaltgeräts: 207 kWh/(m²a)  

o den Einsatz einer Brennwerttechnik und einer direkten Beleuchtung: 203 kWh/(m²a)  
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o den Einsatz einer Brennwerttechnik und eines verbesserten Wärmeschutzes der 

Gebäudehülle (Absenkung des mittleren Wärmedurchgangskoeffizienten der 

Fassade von 1,4 auf 1,1 W/(m²K)): 209 kWh/(m²a) 

Mit den gezeigten Berechnungsbeispielen wird deutlich, dass der Jahres-

Primärenergiebedarf für Kühlung durchaus mit verschiedenen Maßnahmen kompensiert 

werden kann. 

Die Entscheidung hinsichtlich der Auswahl eines der aufgeführten Modelle kann über 

technische Aspekte, wie Berücksichtigung normativer Vorgaben und Berechnung der 

energetischen Einflussgrößen unterstützt werden, ist letztlich aber primär durch politische 

Aspekte geprägt.  

Im Sinne der Umsetzung möglichst energiesparender Maßnahmen wird empfohlen, die 
erstgenannte Maßnahme a) in der Energieeinsparverordnung 2006 vorzuschreiben. 

 

Dampfversorgung 

Der Primärenergiebedarf für die Dampfversorgung Qp,m ist zu bilanzieren, wenn für das 

Gebäude oder ein Gebäudeteil eine solche Versorgung in Folge einer raumlufttechnischen 

Anlage nach vorhergehendem Absatz für mehr als 60 Tage pro Jahr und mehr als 2 Stunden 

pro Tag vorgesehen ist. 

Warmwasser 

Die Bilanzierung des Primärenergiebedarfs für Warmwasser Qp,w ist durchzuführen, wenn ein 

Nutzenergiebedarf für Warmwasser in Ansatz zu bringen ist. Beträgt der tägliche 

Nutzenergiebedarf für Warmwasser weniger als 0,2 kWh/(Person d) bzw. weniger als 0,2 

kWh/(Beschäftigte d) (entsprechend 5 l / (Person d) bzw. 5 l / (Beschäftigte d) bei einer 

Warmwassertemperatur von 45°C), ist kein Nutzenergiebedarf für Warmwasser in Ansatz zu 

bringen. Dies ist z.B. der Fall bei Bürogebäuden oder Schulen mit einzelnen Warmwasser-

Zapfstellen (Handwaschbecken, Teeküche, Getränkeausgabe, Putzraum).  

An dieser Stelle wird die Bagatellregelung aus DIN V 18599-10 aufgegriffen. Für eine 

größere Anzahl von Nichtwohngebäuden darf bei geringem Wärmebedarf für Warmwasser 

eine Vernachlässigung dieser Bilanzgröße erfolgen. Dabei handelt es sich um Gebäude, die 

Warmwasserzapfstellen an nur vereinzelten Orten aufweisen und vergleichsweise kleine 

Mengen (kleiner 5 l pro Person und Tag) bereitstellen. In der Regel sind diese Zapfstellen mit 

dezentraler Warmwasserbereitung (Elektrokleinspeicher, Kleindurchlauferhitzer) 

ausgestattet. Es ist davon auszugehen, dass die Nutzungen in Bürogebäuden, Schulen, 

Kaufhäusern, Universitäten, Messen, Bibliotheken, Theatern, usw. einen zu 



19 

vernachlässigenden Warmwasserwärmebedarf aufweisen und die Bilanzierung für diese 

Größe bei diesen Nutzungen entfällt. 

Beleuchtung 

Die Bilanzierung des Primärenergiebedarfs für Beleuchtung Qp,l erfolgt, wenn in einem 

Gebäude oder Gebäudeteil eine Beleuchtungsstärke von mindestens 75 lx erforderlich ist 

und die Nutzungsdauer mit einem Sollwert der Beleuchtungsstärke mehr als 90 Tage pro 

Jahr und mehr als 2 Stunden pro Tag beträgt.  

Mit der Festlegung einer Beleuchtungsstärke von mindestens 75 lx erfolgt die Einbeziehung 

aller in DIN V 18599-10 aufgeführten Nutzungen. 

Hilfsenergien  

Der Primärenergiebedarf für Hilfsenergien Qp,aux ist immer anzusetzen. Dabei ist der Anteil 

für Lüftung zu bilanzieren, wenn eine Lüftungsanlage vorhanden ist und die Nutzungsdauer 

mit einem Sollwert des Außenluftvolumenstroms mehr als 90 Tage pro Jahr und mehr als 2 

Stunden pro Tag beträgt. 

3.5 Nachweismethodik 

3.5.1 Zonierung 

Grundlage der Berechnung des Jahres-Primärenergiebedarfs ist die Bilanzierung gemäß 

DIN V 18599. Hierbei ist das zu betrachtende Gebäude in Zonen zu unterteilen, die sich 

aufgrund verschiedener Nutzungsrandbedingungen ergeben. Die entsprechenden 

Regelungen sind in DIN V 18599-1 aufgeführt. Die Vereinfachung, Flächen bis zu einem 

Anteil von 3 % der Gesamtfläche eines Gebäudes, Grundflächen anderen Zonen sinnvoll 

zuzuschlagen „sofern die inneren Lasten der Zonen sich nicht erheblich unterscheiden“ sollte 

im EnEV-Nachweisverfahren übernommen werden.  

Die Regelung wird anhand des Berechnungsbeispieles „Schulgebäude“ gemäß Anhang A 

kommentiert. Die in dem Berechnungsbeispiel zu Grunde gelegte ausführliche Zonierung 

des Gebäudes führt zu einem Jahresprimärenergiebedarf von 245 kWh/(m²a). Ordnet man 

die Nutzung Bibliothek – Lesesaal, die einen Anteil von 3% an der Gesamtfläche ausmacht, 

der Nutzung „Büro“ zu, ergibt sich ein Primärenergiebedarf von 241 kWh/(m²a). Dies 

entspricht einer Abweichung von weniger als 2%. Wird der Hausmeisterraum mit der 

Nutzung „Sonstige Aufenthaltsräume“ der Nutzung „Klassenraum“ (die Nutzungsprofile sind 

relativ ähnlich) zugeordnet, so ergibt sich ein gegenüber dem Ausgangsfall unveränderter 

Jahres-Primärenergiebedarf von 245 kWh/(m²a). Aus den Beispielen wird deutlich, dass die 

„3%-Regel“ eine sinnvolle Vereinfachung darstellt, die keine zu großen Abweichungen in den 

Berechnungsergebnissen zur Folge hat. 
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Beim Referenzgebäude und beim zu errichtenden Gebäude sind gleiche Zonierungen 

zugrunde zu legen. 

Auf Basis der vorgenommenen Zonierung ist die Art der Konditionierung von Zonen bzw. 

Bereichen festzulegen, um die entsprechenden Referenzausführungen von Bau- und 

Anlagentechnik bestimmen zu können (s. 4.2). 

3.5.2 Berechnungsmodelle 

Bei den Berechnungen für das Referenzgebäude sollten die vereinfachten Ansätze der 

einzelnen Teile von DIN V 18599 herangezogen werden dürfen. Beispiele hierfür sind die 

Verwendung von Standardwerten für die Bestimmung von Rohrleitungslängen oder die 

Bestimmung der Bewertungsleistung einer Beleuchtungseinrichtung auf Grundlage des 

„Tabellenverfahrens“. Die Berechnung des Jahres-Primärenergiebedarfs für das zu 

errichtende Gebäude sollte die Verwendung von Daten aus genaueren Planungen, z.B. 

Rohrnetzberechnungen oder Lichtplanungen zulassen.  

Mit dieser Regelung wird ein Anreiz gegeben, relativ aufwändige Planungsleistungen positiv 

im Nachweis darstellen zu können. 

3.5.3 Berücksichtigung normativ nicht erfasster Komponenten 

Tritt der Fall auf, dass bei dem zu errichtenden Gebäude bauliche oder anlagentechnische 

Komponenten zum Einsatz kommen, für die keine Regeln der Technik vorliegen 

(Brennstoffzellen, solare Kühlung o.ä.), so sollte für den jeweiligen Bilanzierungsanteil die 

Referenzausführung zugrunde zu legen werden. Es besteht somit die Möglichkeit, den 

Jahres-Primärenergiebedarf eines Gebäudes ausweisen zu können, auch wenn eine 

Komponente nicht über die Berechnungsnorm erfasst ist (i.d.R. werden es nicht mehrere 

Komponenten sein). Eine Regelung wie in der EnEV 2002 in §3, Abs. 3, Nr. 3, kann damit 

entfallen. Die Anforderungen an die anderen Komponenten bleiben bestehen. 

 

3.6 Wärmebrücken 

Hinsichtlich der Berücksichtigung von Wärmebrückeneinflüssen sollte die Regelung der 

EnEV 2002 (Anhang 1, Abs. 2.5) mit Verweisen auf DIN V 18599 wie folgt aufgegriffen 

werden: 

Im Rahmen der durchzuführenden Berechnungen ist der verbleibende Einfluss von 

Wärmebrücken auf eine der nachstehenden Weisen zu berücksichtigen: 

a) Berücksichtigung durch Erhöhung der Wärmedurchgangskoeffizienten um 

ΔUWB = 0,10 W/(m²·K) für die gesamte wärmeübertragende Umfassungsfläche,  
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b) bei Anwendung von Ausführungen gemäß DIN 4108 Beiblatt 2 : 2004-01 

Berücksichtigung durch Erhöhung der Wärmedurchgangskoeffizienten um ΔUWB = 

0,05 W/(m²·K) für die gesamte wärmeübertragende Umfassungsfläche,  

c) durch genauen Nachweis der Wärmebrückenwirkung nach DIN V 18599-2 in 

Verbindung mit weiteren anerkannten Regeln der Technik.  

Soweit der Wärmebrückeneinfluss bei Außenbauteilen bereits bei der Bestimmung des 

Wärmedurchgangskoeffizienten U berücksichtigt worden ist, darf die wärmeübertragende 

Umfassungsfläche A bei der Berücksichtigung des Wärmebrückeneinflusses nach 

Buchstabe a, b oder c um die entsprechende Bauteilfläche vermindert werden.  

3.7 Sommerlicher Wärmeschutz 

Durch Einhaltung der Mindestanforderungen an den baulichen Wärmeschutz im Sommer 

nach DIN 4108-2, Abschnitt 8, „wird eine hohe Erwärmung der Aufenthaltsräume infolge 

sommerlicher Wärmeentwicklung für die Erzielung von Behaglichkeit im Sommer, sowie die 

Notwendigkeit einer Kühlung vermieden“. Diese Anforderungen sollten über die EnEV 

generell für Aufenthaltsräume eingeführt werden, da dieser Teil der DIN 4108 nicht 

bauaufsichtlich eingeführt ist. 

Bei nutzungsbedingt hohen internen Lasten kann zur Aufrechterhaltung behaglicher 

Verhältnisse zusätzlich eine Kühlung erforderlich sein. Gemäß den Kriterien unter 3.4 ist der 

Primärenergiebedarf für das Kühlsystem und die Kühlfunktion der raumlufttechnischen 

Anlage zu behandeln. Dabei sind ebenfalls die Mindestanforderungen gemäß DIN 4108, Teil 

2, zu berücksichtigen, um den Energiebedarf zu minimieren, falls nicht - im Einzelfall 

nachzuweisen - eine etwas größere Dimensionierung des Kühlsystems mit geringerem 

Aufwand (Herstellung und Betrieb) verbunden ist, als die zur Einhaltung des sommerlichen 

Mindestwärmeschutzes notwendigen Maßnahmen. 

Der gestiegenen Bedeutung des sommerlichen Wärmeschutzes wird durch diese 

Regelungen Rechnung getragen. 

3.8 Zusatzanforderungen 

Die unter 3.1 vorgeschlagene Berücksichtigung einer „Zusatzanforderung“ an den baulichen 

Wärmeschutz in Form eines spezifischen, auf die wärmeübertragende Umfassungsfläche 

bezogenen Transmissionswärmetransferkoeffizienten erfordert die Vorgabe eines 

entsprechenden Berechnungsansatzes, da dieser in DIN V 18599-2 nicht aufgenommen ist 

(die in DIN V 4108-6 mit „Transmissionswärmeverlustkoeffizient“ bezeichnete Größe wird in 

DIN V 18599-2 „Transmissionswärmetransferkoeffizient“ genannt). 



Der spezifische, auf die wärmeübertragende Umfassungsfläche bezogene 

Transmissionswärmetransferkoeffizient ist wie folgt zu ermitteln: 

A
HFHFH

'H s,Txiu,TxD,T
T

++
=  

Dabei bedeuten: 

HT’ spezifischer, auf die wärmeübertragende Umfassungsfläche bezogener 

Transmissionswärmetransferkoeffizient 

HT,D Transmissionswärmetransferkoeffizient zwischen der beheizten Gebäudezone 

und außen nach DIN V 18599-2 

HT,iu Transmissionswärmetransferkoeffizient zwischen beheizten und unbeheizten 

Gebäudezonen nach DIN V 18599-2 

HT,s Wärmetransferkoeffizient über das Erdreich nach DIN V 18599-2 

Fx Temperatur-Korrekturfaktor nach DIN V 18599-2 

A wärmeübertragende Umfassungsfläche (s. 3.5) 

 

Anforderungswerte für die auf die wärmeübertragende Umfassungsfläche bezogenen 

Transmissionswärmetransferkoeffizienten in Abhängigkeit vom A/Ve-Verhältnis sind in 

Tabelle 3.1 aufgeführt. Wie in der EnEV 2002, wird nach Gebäuden mit normalen und 

niedrigen Innentemperaturen unterschieden, wobei für die Gebäude mit normalen 

Innentemperaturen unterschiedliche Anforderungen in Abhängigkeit vom 

Fensterflächenanteil vorgegeben sind.  

Die Anforderungswerte entsprechen für Gebäude und Gebäudeteile mit normalen 

Innentemperaturen den Werten der Energieeinsparverordnung Anhang 1, Tabelle 1. 

Zur Festlegung des Anforderungsniveaus für Gebäude und Gebäudeteile mit 

Innentemperaturen von 12 – 19° C wird analog zu den Fällen mit normalen 

Innentemperaturen vorgegangen. D.h. die Anforderungswerte an HT’ in Tabelle 4.2 (s. Kap. 

4.2) für Gebäude mit normalen Innentemperaturen entsprechen dem Anforderungsniveau 

der EnEV 2002 und unterschreiten die in Tabelle 3.1 genannten Werte um 24%. 

Mit dem so gewählten Anforderungsniveau „Zusatzanforderungen“ für den Wärmeschutz der 

Gebäudehülle wird insgesamt näherungsweise das Anforderungsniveau der derzeitigen 

Energieeinsparverordnung widergespiegelt. Exakt gleiche Anforderungen resultieren nicht, 

da in DIN V 18599 eine von DIN V 4108-6 abweichende Behandlung der 

Wärmebrückeneinflüsse erfolgt. Das in Tabelle 3.1 aufgeführte Anforderungsniveau ist 
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dadurch schwächer als nach EnEV 2002. Größenordnungen der Abweichungen können 

Tabelle 3.2 entnommen werden. Für Gebäude mit 3 unterschiedlichen A/Ve-Verhältnissen 

sind die Absolutwerte der Transmissionswärmetransferkoeffizienten und die rel. 

Abweichungen aufgetragen. Da die in Beiblatt 2 zur DIN 4108 [11] enthaltenen 

Anschlussdetails i.d.R. nicht für Nichtwohngebäude heranzuziehen sind, wird bei den 

Berechnungen von einem Wärmebrückenkorrekturwert von ΔUWB = 0,1 W/(m²K) 

ausgegangen. 

 

Tabelle 3.1: Höchstwerte des spezifischen, auf die wärmeübertragende Umfassungsfläche 
bezogenen Transmissionswärmetransferkoeffizienten. 

Gebäude und Gebäudeteile mit Raum-
Solltemperaturen im Heizfall > 19 °C und 
Fensterflächenanteilen < 30 % 

HT´ = 0,3 + 0,15/(A/Ve) (in W/(m²⋅K)) 

Gebäude und Gebäudeteile mit Raum-
Solltemperaturen im Heizfall > 19 °C 
und Fensterflächenanteilen > 30 % 

HT´ = 0,35 + 0,24/(A/Ve) (in W/(m²⋅K)) 

Gebäude und Gebäudeteile mit Raum-
Solltemperaturen im Heizfall von  
12 bis 19 °C 

HT´ = 0,70 + 0,13/(A/Ve) (in W/(m²⋅K)) 

 

Tabelle 3.2: Transmissionswärmetransferkoeffizienten für Gebäude mit 3 unterschiedlichen A/Ve-
Verhältnissen berechnet nach Ansätzen der EnEV 2002 und in Anlehnung an DIN V 18599-2. 

HT,EnEV 2002 

[W/K]
HT,neu 

[W/K]
Ab-

weichung
HT,EnEV 2002 

[W/K]
HT,neu 

[W/K]
Ab-

weichung
HT,EnEV 2002 

[W/K]
HT,neu 

[W/K]
Ab-

weichung

A/Ve = 0,26 m-1 4429 4355 1,7% 6422 6348 1,2% 6071 5996 1,2%

A/Ve = 0,31 m-1 2365 2312 2,2% 3370 3317 1,6% 3370 3317 1,6%

A/Ve = 0,39 m-1 1552 1499 3,4% 2202 2150 2,4% 2365 2312 2,2%

Gebäude und Gebäudeteile mit 
Raum-Solltemperaturen im 
Heizfall > 19 °C und 
Fensterflächenanteilen > 30 %

Gebäude und Gebäudeteile mit 
Raum-Solltemperaturen im 
Heizfall von 12 bis 19 °C

Gebäude und Gebäudeteile mit
Raum-Solltemperaturen im
Heizfall > 19 °C und
Fensterflächenanteilen < 30 %

 
 

3.9 Flächenbezug 

Für die Angabe flächenbezogener Energiebedarfswerte wird vorgeschlagen, die in DIN V 

18599-1 verwendete Netto-Grundfläche ANGF heran zu ziehen. Dies geschieht aus folgenden 

Gründen. 

o Die Berechnungsnorm DIN V 18599 verwendet die Nettogrundfläche ANGF. 
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o Die Nettogrundfläche stellt, anders als die bislang verwendete Bezugsfläche AN, eine 

real vorhandene Fläche dar. 

o Die Nettogrundfläche stellt eine bei Planeren allgemein bekannte Flächengröße dar. 

o Die Verwendung einer „künstlichen“ Fläche, wie AN ist hinsichtlich des 

Berechnungsverfahrens nicht mehr notwendig, da die entsprechenden Normenteile 

sich von dem Bezug auf diese Fläche gelöst haben. 

Die Nettogrundfläche wird bei der Bestimmung des Energiebedarfs für Beleuchtung ohnehin 

benötigt (die geometrischen Größen, die bei der Lichtberechnung herangezogen werden, 

sind Innenmaße). 

Die Nutzungsrandbedingungen Mindestaußenluftvolumenstrom, Wärmequellen durch 

Personen und Arbeitshilfen sowie Nutzenergiebedarf Warmwasser sind in DIN V 18599-10 

flächenbezogen angegeben. Als Flächenbezug wird für diese Größen die Nettogrundfläche 

verwendet. 

Durch die Verwendung des Flächenbezuges auf die Nettogrundfläche ändern sich aufgrund 

der teilweise recht unterschiedlichen Größenordnungen im Vergleich zu AN die 

Primärenergiekennwerte, die auf der Basis der Energieeinsparverordnung 2002 berechnet 

werden. Dies ist bei einem Vergleich von Berechnungsergebnissen der verschiedenen 

Verfahren zu berücksichtigen.  

 

3.10 Primärenergiefaktoren 

Im Anhang A1 der DIN V 18599-1 (Tabelle 7) sind Primärenergiefaktoren für Energieträger 

aufgeführt. Hierbei wird unterschieden nach der Aufteilung „insgesamt“ und „nicht 

erneuerbarer Anteil“. In der EnEV 2002 erfolgt – mit Bezug auf DIN V 4701-10 – die 

primärenergetische Bewertung für die Energieträger „Brennstoff Holz“, „Nah-/Fernwärme aus 

KWK erneuerbarer Brennstoff“ und „Nah-/Fernwärme aus Heizwerken erneuerbarer 

Brennstoff“ auf der Basis des nicht erneuerbaren Anteils. 

Für den Energieträger Strom hingegen wird der erneuerbare Anteil mit einem 

Primärenergiefaktor von fp=3,0 derzeit nicht berücksichtigt. Vor dem Hintergrund, dass in 

Deutschland im 1. Halbjahr 2004 der Anteil von Strom aus erneuerbaren Energien 10% 

ausmacht [12] wird empfohlen, den Wert für den öffentlich-rechtlichen Nachweis künftig mit 

fp=2,7 anzusetzen. Damit werden konsequent die Primärenergiefaktoren gem. DIN V 18599-

1 für den Fall „nicht erneuerbarer Anteil“ berücksichtigt.  
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4 Referenzausführungen 

Wie in Kap. 3 ausgeführt, wird für das zu beurteilende Gebäude unter Verwendung 

• der vorgesehenen Geometrie und Gebäudeausrichtung  

• einer Referenz-Bauausführung 

• einer Referenz-Anlagentechnik 

mit den Randbedingungen der konditionierten Zonen ein Jahres-Primärenergiebedarf 

berechnet und als maximal zulässiger Jahres-Primärenergiebedarf definiert.  

Bezüglich der Festlegung der Referenzausführungen gelten verschiedene, zu 

berücksichtigende Kriterien:  

o Keine Verschärfung des Anforderungsniveaus der EnEV 2002 

Die wesentliche Vorgabe hinsichtlich der Festlegung von Referenzen für Bau- und 

Anlagenausführung ist, dass gegenüber den Anforderungen der EnEV 2002 keine 

Verschärfungen vorzusehen sind. Die Prüfung dieses Kriteriums kann nicht auf der 

Basis des berechneten Primärenergiebedarfs erfolgen, da sowohl die 

Berechnungsverfahren als auch die Randbedingungen voneinander abweichen. 

Hinzu kommt, dass die Bedarfsanteile für Beleuchtung und Kühlung/Klimatisierung 

neu aufgenommen sind. Ein Vergleich zwischen den Anforderungsniveaus lässt sich 

somit nur über die Eingangsdaten des Nachweisverfahrens – also die 

Referenzausführungen - anstellen. 

o Wirtschaftlich vertretbares Anforderungsniveau für neue Bilanzanteile durch  
Einsatz marktgängiger Materialien und Techniken 
Grundlage der Verordnung bildet das Energieeinsparungsgesetz [13]. Auf der Basis 

dieses Gesetzes ist der Verordnungsgeber ermächtigt, Anforderungen zu 

formulieren, die eine Reduktion des Energiebedarfs von Gebäuden zum Ziel haben. 

Das Gesetz fordert, dass die Maßnahmen, die zur Verminderung des 

Energieeinsatzes ergriffen werden müssen, dem Wirtschaftlichkeitsgebot unterliegen. 

Hierdurch soll sichergestellt sein, dass die Maßnahmen privatwirtschaftlich rentabel 

sind. Als Folgerung einer entsprechenden Wirtschaftlichkeit kann auch die 

Verfügbarkeit der einzusetzenden Materialien und Techniken vorausgesetzt werden. 

Weiterhin wird sichergestellt, dass der Einsatz und die Verarbeitung von 

Baumaterialien und anlagentechnischen Komponenten in der Praxis leicht umsetzbar 

ist. 

Bei der Vorgabe marktgängiger Materialien und Techniken als Referenzausführung 

ist es meist nicht möglich, diese losgelöst von architektonischen oder 
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nutzerbedingten Rahmenbedingungen und typischen Einsatzfällen von Systemen zu 

sehen. So wird  

- der Wärmeschutz der Gebäudehülle in Abhängigkeit vom Fensterflächenanteil 

vorgegeben (architektonischer Aspekt) 

- der Tageslichtversorgungsfaktor bei Sonnen- und/oder Blendschutz abhängig von 

den ggf. vorhandenen Nutzungsanforderungen (Bildschirmarbeitsplatz 

vorhanden/nicht vorhanden) angesetzt 

- die Beleuchtungsart ggf. aus visuellen Gründen vorgesehen  

- die Sonnenschutzvorrichtung gem. der tatsächlichen Ausführung im Referenzfall 

und für das zu errichtende Gebäude angesetzt, da die Auswahl des Systems nicht 

(ausschließlich) aus energetischer Sicht erfolgt 

- die Art der Warmwasserbereitung differenziert, da der Einsatz deutlich von der 

Nutzung (z.B. Handwaschbecken oder Duschanlage) abhängt 

- die Wahl der Raumlufttechnik und ggf. eingesetzter Kühlung über unterschiedliche 

hygienische, nutzungs- oder komfortbedingte Aspekte beeinflusst 

o Optimierungspotenziale durch gute Planung und Einsatz verbesserter 
Materialien und Techniken 
Mit dem vorgegebenen Niveau der Referenz-Bauausführung und der Referenz-

Anlagentechnik soll die Möglichkeit gegeben sein, Verbesserungen der 

energetischen Effizienz durch erhöhten planerischen Aufwand, wie z.B. detaillierte 

Betrachtung der Wärmebrückeneffekte, Ermittlung genauer Rohrleitungslängen oder 

Reduktion der Druckverluste in Lüftungskanälen, erkennbar zu machen. Weiterhin 

sollen bauliche und anlagentechnische Maßnahmen, die Verbesserungen gegenüber 

den Referenzausführungen darstellen, im Nachweisverfahren (DIN V 18599) 

quantifizierbar sein. 

• Kompatibel mit Berechnungsverfahren in DIN 18599 
Die Formulierung der Referenzen für Bau- und Anlagenausführung muss mit den 

Berechnungsverfahren der DIN V 18599 abgestimmt sein. Eine eindeutige 

Zuordnung von Systemen und Eingangsdaten in die Berechnung ist erforderlich.  

 

4.1 Beispielgebäude zur Erläuterung der Referenzanforderungen 

Für 3 Beispielgebäude wird der aus den Referenzanforderungen resultierende Jahres-

Primärenergiebedarf mittels eines gleichzeitig entstandenen Excel-tools [14] bestimmt. Die 

Dokumentation der Gebäude hinsichtlich geometrischer Daten, Nutzungen und 

Beschreibung der Bau- und Anlagentechnik ist in Anhang A aufgenommen. 



Die Auswirkung von Einzelmaßnahmen werden für alle Konditionierungsanteile (Heizung, 

Kühlung, Warmwasser und Beleuchtung und Hilfsenergien) dargestellt, um die 

Größenordnungen der Bilanzanteile sowie Verbesserungspotenziale durch 

Einzelmaßnahmen aufzuzeigen. Eine Zusammenstellung der in den Bildern 4.1 bis 4.9 

grafisch dargestellten Primärenergiebedarfsanteile enthält Tabelle 4.14. 

Die Bedarfsanteile Heizung, Kälte (Raum und RLT), Warmwasser, Beleuchtung, 

Lufttransport und Hilfsenergie (Heizung und Kühlung) sind für die 3 Beispielgebäude in Bild 

4.1 grafisch wiedergegeben. 
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Bild 4.1: Jahres-Primärenergiebedarf für die Beispielgebäude mit Referenz-Bau- und –

Anlagentechnik. 

 

4.2 Referenz-Bautechnik 

4.2.1 Wärmeschutztechnische Ausführung der Gebäudehülle 

Die wärmeschutztechnische Ausführung der Gebäudehülle (wärmeübertragende 

Umfassungsfläche) wird über die Festlegung eines maximal zulässigen spezifischen, auf die 

wärmeübertragende Umfassungsfläche bezogenen 

Transmissionswärmetransferkoeffizienten HT’ formuliert. Als anforderungsbestimmende 

Größe wird, wie in den bisherigen Verordnungen, auf das Verhältnis aus 
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wärmeübertragender Hüllfläche zu beheiztem Volumen (in Außenmaßen) bezogen. Die 

Festlegung der Anforderungswerte orientiert sich an dem Anforderungsniveau der 

Energieeinsparverordnung 2002. Unter Zugrundelegung einer Zentralheizung mit 

Warmwasser als Wärmeträger, Niedertemperaturheizkessel als Wärmeerzeuger, einer 

Auslegungstemperatur des Verteilnetzes von 70/55 °C und raumweiser Regelung mit 

Thermostatventilen folgen für die spezifischen Transmissionswärmeverluste eines Gebäudes 

gemäß den Anforderungen der Energieeinsparverordnung 2002 Werte, die um 24% unter 

den Höchstwerten der als Zusatzanforderungsgröße in der Energieeinsparverordnung 

formulierten HT’-Werte liegen. Die Anforderung an die Begrenzung des spezifischen 

Transmissionswärmeverlustes auf 76% des ansonsten anzusetzenden Höchstwertes ist in 

der Energieeinsparverordnung im §3, Absatz 3, Nummer 3 zu finden. Diese Regelung gilt, 

falls für das Anlagensystem keine technischen Regeln zur Bewertung der Effizienz zur 

Verfügung stehen. Mit dem so gewählten Anforderungsniveau der Referenzbauausführung 

für den Wärmeschutz der Gebäudehülle wird näherungsweise das Anforderungsniveau der 

derzeitigen Energieeinsparverordnung widergespiegelt. Für die Festlegung des 

Anforderungsniveaus für Gebäude und Gebäudeteile mit Innentemperaturen von 12 – 19°C 

gelten die Anforderungen aus der EnEV 2002, die ausschließlich an die Größe „spezifischer 

Transmissionswärmeverlust“ gestellt werden. Auch hier ergeben sich somit näherungsweise 

keine Änderungen hinsichtlich der Anforderungen. 

Die genannten Abweichungen in den Anforderungen bezogen auf die EnEV 2002 sind auf 

die unterschiedliche Behandlung von Wärmebrücken zurück zu führen. Wie in Kap. 3.8 

ausgeführt, sollten die Wärmebrückeneinflüsse im Gegensatz zu DIN 18599 auf die gesamte 

wärmeübertragende Umfassungsfläche bezogen werden. 

Tabelle 4.1: Referenzwerte des spezifischen, auf die wärmeübertragende Umfassungsfläche 

bezogenen Transmissionswärmetransferkoeffizienten HT’. 

Anwendung Wert 

Gebäude und Gebäudeteile mit Raum-
Solltemperaturen im Heizfall > 19 °C und 
Fensterflächenanteilen < 30 % 

HT´ = 0,23 + 0,12/(A/Ve) (in W/(m²⋅K)) 

Gebäude und Gebäudeteile mit Raum-
Solltemperaturen im Heizfall > 19 °C 
und Fensterflächenanteilen > 30 % 

HT´ = 0,27 + 0,18/(A/Ve) (in W/(m²⋅K)) 

Gebäude und Gebäudeteile mit Raum-
Solltemperaturen im Heizfall von  
12 bis 19 °C 

HT´ = 0,53 + 0,1/(A/Ve) (in W/(m²⋅K)) 

 



Bei der Bestimmung der Bezugsgröße A/Ve müssen Volumen und Hüllflächen aller beheizter 

und gekühlter Zonen berücksichtigt werden, da nicht vorausgesetzt werden kann, dass in 

jedem Fall alle Zonen beheizt werden. Die Anforderungen an die Gebäudehülle sollten aber 

für beide Arten der Konditionierung gelten. Die Zusammenfassung zu dem „gedanklichen 1-

Zonen-Modell“ ist erforderlich, um die Anforderung über HT’ als integrale Größe zu 

ermöglichen. 
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Bild 4.2: Jahres-Primärenergiebedarf für das Beispiel-Bürogebäude mit Referenz-Bau- und –

Anlagentechnik sowie verbessertem Wärmeschutz mit UWand=0,4 W/(m²K), UFenster=1,5 W/(m²K), 

UDach=0,2 W/(m²K), UBoden=0,4 W/(m²K). 

 

In Bild 4.2 ist neben dem Fall der „Referenzausführung“ der Jahres-Primärenergiebedarf 

aufgetragen, der sich bei Zugrundelegung eines verbesserten Wärmeschutzes ergibt. Dieser 

verbesserte Wärmeschutz wird hier mit den Wärmedurchgangskoeffizienten UWand=0,4 

W/(m²K), UFenster=1,5 W/(m²K), UDach=0,2 W/(m²K), UBoden=0,4 W/(m²K) beispielhaft 

angenommen. Der spezifische, auf die Wärme übertragende Umfassungsfläche bezogene 

Transmissionswärmetransferkoeffizient beträgt im Fall der Referenzausführung HT’ = 0,95 

W/(m²K) und für den Fall des verbesserten Wärmeschutzes HT’ = 0,66 W/(m²K). Mit dem 

verbesserten Wärmeschutz geht eine Reduktion des Jahresprimärenergiebedarfs von 28 

kWh/(m²a) (14%) einher. 
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4.2.2 Gesamtenergiedurchlassgrad transparenter Bauteile 

Zur Beschreibung der energetischen Qualität von transparenten Bauteilen ist die Einführung 

eines Gesamtenergiedurchlassgrades g erforderlich. Hierbei muss unterschieden werden 

zwischen transparenten Verglasungen in Fassaden und Dächern sowie Dachoberlichtern als 

Lichtkuppeln oder Lichtbänder. 

Für Verglasungen in Fassaden wird der in DIN V 18599-2, Tabelle 4 angegebene Wert von g 

= 0,65 für eine Mehrscheibenisolierverglasung (zweifach) mit einem U-Wert der Verglasung 

von 1,2 W/(m2K) angesetzt. Diese Verglasungsart findet seit Mitte der 90er Jahre mit 

Umsetzung der Wärmeschutzverordnung 1995 typischerweise Verwendung und wurde für 

die Festlegung des Anforderungsniveaus der derzeitigen Energieeinsparverordnung zu 

Grunde gelegt. Damit ist die genannte Verglasungsart mit ihren wärmeschutztechnischen 

Eigenschaften (U-Wert) implizit in den zuvor beschriebenen Anforderungen an die 

„Wärmeschutztechnische Ausführung der Gebäudehülle“ enthalten. 

Wird eine Sonnenschutzverglasung vorgesehen, so ist für den Gesamtenergiedurchlassgrad 

der Wert der geplanten Ausführung des zu errichtenden Gebäudes anzusetzen.  

Für Lichtbänder wird ein Gesamtenergiedurchlassgrad von g = 0,7 angesetzt. Dieser Wert 

ergibt sich für eine Ausführung mit „Polycarbonat-Stegdoppelplatte, 8mm, opal“, gemäß DIN 

V 18599-4, Tabelle 12. Lichtkuppeln in der Ausführung „Acrylglas, doppelschalig, opal/klar“ 

werden in der genannten Tabelle mit einem Gesamtenergiedurchlassgrad von g = 0,72 

aufgeführt. Die beschriebenen Arten der Lichtbänder und Lichtkuppeln stellen nach Auskunft 

des Fachverbands Lichtkuppel, Lichtband und RWA die derzeit üblichen, hauptsächlich am 

Markt vertretenen konstruktiven Ausführungen dar. 

Tabelle 4.2: Referenzwerte der Gesamtenergiedurchlassgrade transparenter Bauteile. 

Anwendung Wert 

Verglasungen in Fassaden und Dächern g = 0,65 

Lichtbänder g = 0,70 

Lichtkuppeln  g = 0,72 

 

4.2.3 Lichttransmissionsgrad transparenter Bauteile 

Der Lichttransmissionsgrad τD65, der mit oben genannter Verglasung korrespondiert, wird mit 

τD65 = 0,78 festgelegt. Für die oben genannte Ausführung von Lichtbändern wird der 

Tageslichttransmissionsgrad mit τD65 = 0,62 angesetzt.  
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Wird eine Sonnenschutzverglasung vorgesehen, so ist für den Tageslichttransmissionsgrad 

der Wert der geplanten Ausführung des zu errichtenden Gebäudes zu verwenden.  

Bei Lichtkuppeln gem. der beschriebenen Ausführung beträgt der Wert τD65 = 0,73. Die 

genannten Daten sind in DIN V 18599-4, Tabelle 7 bzw. 12 aufgenommen.  

Tabelle 4.3: Referenzwerte der Lichttransmissionsgrade transparenter Bauteile. 

Anwendung Wert 

Verglasungen in Fassaden und Dächern τD65 = 0,78 

Lichtbänder τD65 = 0,62 

Lichtkuppeln  τD65 = 0,73 

 

4.2.4 Nachweis der Luftdichtheit  

Hinsichtlich des Luftdichtheitsnachweises wird davon ausgegangen, dass bei natürlicher und 

maschineller Lüftung eine Dichtheitsmessung erfolgt. Das Verfahren ist etabliert, 

wirtschaftlich sinnvoll und findet seit Einführung der EnEV 2002 Anwendungen bei 

Neubauten. Im Nachweis ist der n50-Bemessungswert mit Bezug auf die Anforderungen nach 

DIN 4108-7 bei Fensterlüftung mit 3, 0 h-1 und bei Einsatz von mechanischer Lüftung (RLT-

Anlagen) mit 1,5 h-1 anzusetzen. 

Tabelle 4.4: Referenzwert des Bemessungswertes n50. 

Anwendung Wert 

Zonen mit Fensterlüftung n50 = 3,0 h-1 

Zonen mit Raumlufttechnischer Anlage n50 = 1,5 h-1 

 

4.2.5 Spez. wirksame Wärmespeicherfähigkeit Cwirk 

Die Festlegung der in Ansatz zu bringenden spezifischen wirksamen 

Wärmespeicherfähigkeit erfolgt auf Grundlage der in DIN V 18599-2 aufgeführten Werte. 

Hierbei wird unterschieden nach schwerer, mittelschwerer und leichter Ausführung. Die 

Werte für Cwirk betragen 130, 90 bzw. 50 Wh/(m²K). Für das Referenzgebäude ist einer 

dieser Wert entspechend der vorgesehenen Ausführung anzusetzen. 
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Tabelle 4.5: Referenzwerte der spezifischen wirksamen Wärmespeicherfähigkeit. 

Anwendung Wert 

schwere Ausführung Cwirk = 130 Wh/(m²K) 

mittelschwere Ausführung Cwirk = 90 Wh/(m²K) 

leichte Ausführung Cwirk = 50 Wh/(m²K) 

 

4.2.6 Tageslichtversorgungsfaktor bei Sonnen- und/oder Blendschutz  

Zur Bestimmung des Tageslichtversorgungsfaktors bei aktiviertem Sonnen- und/ oder 

Blendschutz wird für den Fall „Blendschutz vorhanden“ ein Wert von CTL,Vers,Sa = 0,15 in 

Ansatz gebracht und für den Fall „kein Sonnen- und/ oder Blendschutz vorhanden“ ein Wert 

von CTL,Vers,Sa = 0,7 (DIN V 18599-4, Tabelle 11).  

Wie aus den beiden zu betrachtenden Fällen leicht ersichtlich, korrespondiert ein höherer 

Wert von CTL,Vers,Sa mit einem verbesserten Tageslichtangebot, ein kleiner Wert mit einem 

geringeren Tageslichtangebot. Im Falle des höheren Wertes liegt ein kleinerer 

Primärenergiebedarf für die Beleuchtung vor. 

Für den Fall r, dass kein Blendschutz vorhanden ist, wird die Vorgabe des 

Tageslichtversorgungsfaktors CTL,Vers,Sa zum „durchlaufenden Posten“. Im Falle des 

Vorhandenseins eines Blendschutzes ist mit dem Wert von 0,15, der nach DIN 18599-4 

ungünstigste Wert, in Ansatz gebracht. Mit dieser Vorgabe wird es ermöglicht, auch 

innovative Lichtlenksysteme im Nachweis positiv zu berücksichtigen. Hierzu nennt DIN V 

18599-4 folgende Systeme: 

o Lamellenbehänge im Cut-Off Betrieb: Im sogenannten “Cut-Off-Betrieb„ werden die 

Lamellen sonnenstandsabhängig so ausgerichtet, dass direkter Sonnenlichteintrag 

durch die Fassade gerade vermieden wird, diffuses Tageslicht aber eindringen kann. 

Darüber hinaus ermöglichen diese Systeme im Allgemeinen eine Sichtverbindung in 

den Außenraum zu großen Betriebszeitanteilen. Entsprechende Kontrolleinrichtungen 

zur Lamellenansteuerung in Abhängigkeit des Sonnenprofilwinkels müssen 

vorhanden sein. Der Sonnenprofilwinkel stellt die Projektion des 

Sonnenhöhenwinkels auf eine senkrechte, normal zur Fassadenebene stehende 

Ebene dar. 

o Lichtlenkgläser: Fassadensysteme, die Gläser nutzen, die bei einer im Azimutwinkel 

senkrechten Besonnung unter 35° mindestens 30 % des einfallenden Direktlichts in 

den oberen Viertelraum lenken. Zur Vermeidung einer zu hohen thermischen 
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Belastung des Raumes sollten im Allgemeinen nicht mehr als 1/3 der lichten 

Fassadenöffnung hiermit ausgestattet sein. Lichtlenkglaser sind mit anderen im 

unteren Fassadenbereich Blendschutz bietenden Sonnen- und/oder 

Blendschutzsystemen zu kombinieren. Vor den im Folgenden beschriebenen 

lichtlenkenden Bauteilen selbst dürfen keine Sonnen- und/oder Blendschutzsysteme 

angeordnet sein.  

o Tageslichtlenkende, außenliegende Lamellenbehänge: Diffuse Oberflächen, obere 

und untere Behangteile mit unterschiedlichen Lamellenanstellwinkeln. Oberer 

Behangbereich nicht größer als 1/3 und nicht kleiner als 1/4 der Behanglänge; 

Kontrolleinrichtungen müssen vorhanden sein. 

o Tageslichtlenkende, innenliegende Lamellenbehänge im Scheibenzwischenraum 

oder im Spalt von Glasdoppelfassaden: hochglanzverspiegelte oder 

hochglanzbeschichtete Oberflächen, obere und untere Behangteile mit 

unterschiedlichen Lamellenanstellwinkeln. Oberer Behangbereich nicht größer als 1/3 

und nicht kleiner als 1/4 der Behanglänge; Kontrolleinrichtungen müssen vorhanden 

sein. 

  
Tabelle 4.6: Referenzwerte des Tageslichtversorgungsfaktors bei aktiviertem Sonnen- und/ oder 

Blendschutz. 

Anwendung Wert 

kein Sonnen- oder Blendschutz vorhanden CTL,Vers,Sa = 0,7 

Blendschutz vorhanden CTL,Vers,Sa = 0,15 

 

Die Auswirkung des Einsatzes eines lichtlenkenden Systems ist anhand des Beispiel-

Bürogebäudes in Bild 4.3 grafisch dargestellt. Der Jahres-Primärenergiebedarf wird infolge 

der Berücksichtigung der Lichtlenkung um 2 kWh/(m²a) reduziert. 
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Bild 4.3: Jahres-Primärenergiebedarf für das Beispiel-Bürogebäude mit Referenz-Bau- und –

Anlagentechnik sowie Einsatz eines lichtlenkenden Systems. 

 

4.2.7 Sonnenschutzvorrichtung  

Eine Sonnenschutzvorrichtung wird allgemein vorgesehen, um im Falle 

o nicht gekühlter Zonen bei größeren Fensterflächenanteilen eine hohe Erwärmung der 

Aufenthaltsräume infolge sommerlicher Wärmeentwicklung zu vermeiden 

o gekühlter Zonen den Kühlenergiebedarf zu reduzieren. 

Die Wirkung der Sonnenschutzvorrichtung wird gem. DIN V 18599-2 durch den 

Gesamtenergiedurchlassgrad inkl. Sonnenschutz (gtot) in Verbindung mit der Steuerung des 

Sonnenschutzes (beschrieben über den Parameter a gemäß DIN V 18599-2, Anhang A3) 

beschrieben. 

Als Grundlage für die Formulierung einer sinnvollen Berücksichtigung der 

Sonnenschutzvorrichtung für den Referenzfall werden Berechnungen anhand der 

Beispielgebäude Hotel und Schule vorgenommen. In Bild 4.4 ist der Jahres-

Primärenergiebedarf für das Hotel bei unterschiedlicher Ausführung der 

Sonnenschutzvorrichtung aufgetragen. Bei diesem zum großen Teil gekühlten Gebäude ist 

der Einfluss der verschiedenen Maßnahmen auf den Jahres-Primärenergiebedarf sehr 

gering. Die Ausführung mit außenliegendem Sonnenschutz führt zum kleinsten 
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Energiebedarf für Kühlung, allerdings auch zum größten Primärenergiebedarf für die 

Heizung. Dieser grundsätzliche Effekt ist auch der Darstellung in Bild 4.5 zu entnehmen, die 

den Jahres-Primärenergiebedarf für die Schule für die Fälle „außenliegender“, 

„innenliegender“ und „ohne“ Sonnenschutz zeigt. 

Im Rechenverfahren von DIN V 18599 (Teil 2) wird im Gegensatz zu den Berechnungen des 

Heizwärmebedarfs gem. DIN V 4108-6 die Betätigung des Sonnenschutzes im Winter 

berücksichtigt. Hieraus resultieren die „ungewohnten“ Effekte, die zuvor beschrieben sind. 

Aus den Darstellungen wird aber auch deutlich, dass es nicht sinnvoll erscheint, den „besten“ 

Sonnenschutz – außenliegend – als Referenz vorzugeben, da gegebenenfalls eine falsche 

Signalwirkung aus der rein energetischen Betrachtung des Heizfalls hervor gehen könnte. 

Ebenso wenig kann die Berechnung „ohne Sonnenschutz“ als Referenz dienen, da dann für 

den Kühlfall ungünstige Verhältnisse vorliegen. 
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Bild 4.4: Jahres-Primärenergiebedarf für das Beispiel-Hotel mit Referenz-Bau- und –Anlagentechnik 

sowie Berücksichtigung eines innenliegenden Sonnenschutzes (gtot=0,31) und einer 

Sonnenschutzverglasung (g=0,37; τD65 =0,67). 
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Bild 4.5: Jahres-Primärenergiebedarf für die Beispiel-Schule mit Referenz-Bau- und –Anlagentechnik 

(mit außenliegendem Sonnenschutz, s. Anhang A) sowie mit innenliegendem Sonnenschutz 

(gtot=0,31) und ohne Sonnenschutz. 

Vor dem Hintergrund der zuvor geschilderten Effekte wird vorgeschlagen, für das 
Referenzgebäude den Sonnenschutz, der für das zu errichtende Gebäude vorgesehen 
ist (z.B. aus Forderungen gem. DIN 4108-2), bei der Berechnung des Jahres-
Primärenergiebedarfs anzusetzen.  

 

4.3 Referenz-Anlagentechnik 

4.3.1 Beleuchtung 

Bezüglich der Bestimmung des Beleuchtungsenergiebedarfs ist neben der Angabe der 

baulich relevanten Größen zur Tageslichtversorgung die Art der Beleuchtungseinrichtung 

und die Art der Steuerung der Beleuchtungseinrichtung festzulegen. 

Hinsichtlich der Vorgabe einer Referenztechnik für die Beleuchtung werden nachstehend 3 

mögliche Ansätze diskutiert. 

1. Typischerweise kommen bei unterschiedlichen Nutzungen – auch aus Komfortgründen – 

unterschiedliche Beleuchtungseinrichtungen zum Einsatz. Hierbei wird unterschieden in 

die Fälle „Beleuchtungsart direkt / indirekt“ und „Beleuchtungsart direkt“, die nach 

Auskunft des Zentralverbandes Elektrotechnik- und Elektronikindustrie am Markt mit 
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jeweils 50 % vertretenen sind. Bei der „Beleuchtungsart direkt/indirekt“ wird 

typischerweise die Kombination „verlustarmes Vorschaltgerät / stabförmige 

Leuchtstofflampen“ eingesetzt. Für die „Beleuchtungsart direkt“ findet man je nach 

Nutzungsanforderung die Systemkombinationen „verlustarmes Vorschaltgerät / 

stabförmige Leuchtstofflampen“ und „verlustarmes Vorschaltgerät / 

Kompaktleuchtstofflampen“. 

Eine Zuordnung der genannten Beleuchtungsarten zu den Nutzungen nach DIN V 

18599-10, Tabelle 4, ist in Tabelle 4.7 vorgenommen. Die Zuordnung erfolgte in 

Abstimmung mit Beteiligten des Normenkreises FNL.  

 

Tabelle 4.7 Zuordnung von Beleuchtungsarten zu den Nutzungen nach DIN V 18599-10. 

Nutzungen nach Tabelle 4 der 

DIN V 18599-10 
Beleuchtungsart 

Nr. 1, 2, 3, 5, 8 und 28 
direkt/indirekt, verlustarmes Vorschaltgerät, 

stabförmige Leuchtstofflampen 

Nr. 6, 7, 9, 10, 12, 14, 15, 18, 20, 

21, 22, 26, 30, 31, 32 und 33  

direkt; verlustarmes Vorschaltgerät; 

stabförmige Leuchtstofflampen 

Nr. 4, 11, 13, 16, 17, 19, 23, 24, 

25, 27 und 29  

direkt; verlustarmes Vorschaltgerät; 

Kompaktleuchtstofflampen 

 

In Verbindung mit einer heutzutage üblichen Lichtsteuerung, die im Raum „ohne 

Präsenzmelder“ und bezüglich der Kontrolle des künstlichen Beleuchtungssystems mit 

„manuelle Kontrolle“ anzusetzen ist, wird mit diesem Ansatz eine nutzungsabhängige 

Vorgabe der Referenztechnik für Beleuchtung beschrieben. 

Die beschriebene Art der Referenzvorgabe ist wenig übersichtlich, führt im 

Durchschnitt zu hohen Bedarfswerten und hat den Nachteil, dass bei Einführung neuer 

Nutzungsprofile (s. Vorschlag in 3.3.1) auch die Beleuchtungstechnik vorgegeben 

werden müsste. 

2. Alternativ zu zuvor beschriebener Vorgehensweise kann die Beleuchtungsart – mit den in 

Tabelle 4.7 aufgeführten Systemen – losgelöst von der Nutzung vorgegeben werden. 

Das heißt, der Planer wählt eine der 3 Beleuchtungssysteme als Referenztechnik aus. 

Lichtsteuerung und manuelle Kontrolle des künstlichen Beleuchtungssystems werden wie 

o.g. angesetzt. 
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Die Referenzvorgabe wird übersichtlicher und kann auch für neue Nutzungen frei gewählt 

werden. Nachteilig ist allerdings, dass eine energetisch ungünstige Referenztechnik 

praktisch immer gewählt werden kann. 

3. Die einfachste Vorgabe der energetischen Referenz der Beleuchtungstechnik entsteht, 

wenn man sich auf eine Beleuchtungsart beschränken kann. Das energetisch günstigste 

System aus Tabelle 4.7 ist die Beleuchtungsart „direkte Beleuchtung mit verlustarmem 

Vorschaltgerät und stabförmiger Leuchtstofflampe“ (in Verbindung mit o.g. 

Lichtsteuerung und manueller Kontrolle des künstlichen Beleuchtungssystems). Ein 

hierzu energetisch etwa gleichwertiges System ist die Beleuchtungsart „direkte/ indirekte 

Beleuchtung mit verlustarmem Vorschaltgerät und stabförmiger Leuchtstofflampe“ in 

Verbindung mit einem Präsenzmelder im Raum und manueller Kontrolle des künstlichen 

Beleuchtungssystems. Die Gleichwertigkeit wird anhand von Berechnungsergebnisse für 

die 3 Beispielgebäude gem. Anhang A in Tabelle 4.8 dokumentiert.  

Tabelle 4.8: Jahres-Primärenergiebedarf für Beleuchtung für die 3 Beispielgebäude nach Anhang 

A bei unterschiedlichen Beleuchtungs- und Steuerungsarten.  

 Jahres-Primärenergiebedarf Beleuchtung [kWh/(m²a)] 

 

Beleuchtungsart „direkt“; 

Steuerung: „manuell“ 

Beleuchtungsart 

„direkt/indirekt“; Steuerung: 

„mit Präsenzmelder“ 

Büro 52,6 52,6 

Schule 26,1 25,9 

Hotel 31,4 32,5 

 

Der „Vorteil“ der zuletzt genannten Kombination von Beleuchtungsart und Steuerung ist, 

dass die Befürchtungen der Beleuchtungsindustrie berücksichtigt werden, die über die 

Vorgabe der Referenz „direkte Beleuchtung“ Akzeptanzprobleme für „direkte/indirekte 

Beleuchtung“ befürchtet. Weiterhin könnte der Hinweis auf die Verwendung von 

Präsenzmeldern zur breiteren Einführung solcher Steuerungssysteme beitragen. 

Zur Festlegung der Referenz für die Beleuchtung könnten grundsätzlich alle drei Verfahren 

herangezogen werden.  

Es wird vorgeschlagen, die dritte der aufgeführten Möglichkeit zur Festlegung der 
Referenztechnik für Beleuchtung im Rahmen der Energieeinsparverordnung 
vorzusehen.  
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Tabelle 4.9: Referenzsysteme für Beleuchtung. 

Anwendung System 

Beleuchtungsart direkt/indirekt  verlustarmes Vorschaltgerät, 
stabförmige Leuchtstofflampen 

 

Tabelle 4.10: Referenzsysteme für Beleuchtungsregelung/-steuerung. 

Anwendung System 

Raum mit Präsenzmelder 

Gebäude manuelle Kontrolle 

 

In Bild 4.6 sind die Auswirkungen verschiedener Variationen der Beleuchtungstechnik des 

Beispiel-Bürogebäudes dargestellt. Bei Beibehaltung der sonstigen Referenzausführung und 

Einsatz von elektronischen Vorschaltgeräten (EVG) beträgt der Jahres-Primärenergiebedarf 

193 kWh/(m²a). Wird statt einer direkt/indirekten Beleuchtung eine direkte Beleuchtung mit 

stabförmigen Leuchtstofflampen eingesetzt, so reduziert sich der Jahres-

Primärenergiebedarf des Referenzfalles um 11 kWh/(m²a).  

Kombiniert man die Maßnahmen EVG und direkte Beleuchtung, nimmt der Jahres-

Primärenergiebedarf um 15 kWh/(m²a) ab. Wird zusätzlich zur vorgenannten Maßnahme 

eine Steuerung, die ein autarkes Ausschalten des Beleuchtungssystems bewirkt, 

vorgesehen, so wird eine Reduktion des Jahres-Primärenergiebedarfs um 12% (24 

kWh/(m²a)) erreicht.  
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Bild 4.6: Jahres-Primärenergiebedarf für das Beispiel-Bürogebäude mit Referenz-Bau- und –

Anlagentechnik, Einsatz von EVG, Einsatz von direkter Beleuchtung, Einsatz von EVG und direkter 

Beleuchtung sowie Einsatz von EVG, direkter Beleuchtung und tageslichtabhängiger Lichtsteuerung. 

 

4.3.2 Heizung  

Für die Gebäudebeheizung wird als Referenzausführung ein Niedertemperaturheizsystem 

gewählt, wie es auch als Referenzausführung bei der Festlegung des Anforderungsniveaus 

der EnEV 2002 herangezogen wurde. 

Tabelle 4.11: Referenzsystem für die Gebäudebeheizung. 

Anwendung System 

Generell 

Wärmeerzeuger: 
- Niedertemperaturkessel (Erdgas/Heizöl; Gebläsebrenner) 
- Aufstellung außerhalb der thermischen Hülle 
Wärmeverteilung: 
- hydraulisch abgeglichen 
- Systemtemperatur 55/45 °C 
- Verteilleitung: außen 
- Strangleitung: innen 
- Anbindeleitung: innen 
Wärmeübergabe: 
- freie Heizflächen an Außenwand 
- P-Regler (2 K) 
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Gegenüber der Ausführung im Referenzfall, der einen Niedertemperaturkessel vorsieht, 

werden in Bild 4.7 für das Beispiel „Schulgebäude“ die Auswirkungen des Einsatzes eines 

Brennwertkessels, bzw. eines Brennwertkessels „verbessert“ dargestellt. Mit Einsatz der 

genannten Systeme wird eine Reduktion des Primärenergiebedarfs um 16 bzw. 21 

kWh/(m²a) erzielt. 
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Bild 4.7: Jahres-Primärenergiebedarf für das Beispiel-Schulgebäude mit Referenz-Bau- und –

Anlagentechnik, Einsatz eines Brennwertkessels sowie des Brennwertkessels „verbessert“. 

 

4.3.3 Warmwasserbereitung  

Bezüglich der Festlegung der Warmwassererzeugung wird unterschieden in zentrale und 

dezentrale Systeme. Bei Wahl eines zentralen Systems wird die Beschreibung der 

Anlagentechnik analog zum Heizungssystem mit Erzeugung über einen 

Niedertemperaturkessel vorgesehen. Die sonstigen Komponenten entsprechen dem 

Standardfall, der auch für den Wohnungsbau für die EnEV 2002 herangezogen wird Beim 

dezentralen Warmwasserbereitungssystem kommt die elektrische Warmwasserbereitung 

über Durchlauferhitzer bzw. Elektrokleinspeicher zum Ansatz. 

Für das Referenzgebäude ist die Art der Warmwasserbereitung gemäß der tatsächlichen 

Ausführung anzusetzen. 
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Tabelle 4.12: Referenzsysteme für die Warmwasserbereitung. 

Anwendung System 

Zentral 

Wärmeerzeuger: 
- Niedertemperaturkessel (Erdgas/Heizöl; Gebläsebrenner) 
- Aufstellung außerhalb der thermischen Hülle 
Wärmespeicherung: 
- indirekt beheizter Speicher 
- Aufstellung außerhalb der thermischen Hülle 
Wärmeverteilung: 
- mit Zirkulation 
- Verteilleitung: außen 
- Strangleitung: innen 
- Anbindeleitung: innen 

Dezentral Elektro-Durchlauferhitzer, eine Zapfstelle pro Gerät 

 

Ausgehend vom Referenzfall, bei dem die Warmwasserbereitung über ein zentrales System 

mit einem Niedertemperaturkessel erfolgt, werden für das Beispiel „Hotel“ die Auswirkungen 

des Einsatzes einer Solaranlage (für Warmwasserbereitung) sowie die zusätzliche 

Berücksichtigung eines Brennwertkessels in Bild 4.8 gezeigt. Bei Einsatz der Solaranlage 

(berechnet mit den Standardwerten gem. DIN V 18599-8) nimmt der Jahres-

Primärenergiebedarf um 20 kWh/(m²a) ab. Der zusätzlich in Ansatz gebrachte 

Brennwertkessel wirkt sich in einer Reduktion des Energiebedarfs für Warmwasser und 

Heizung mit 40 kWh/(m²a) aus.  
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Bild 4.8: Jahres-Primärenergiebedarf für das Beispiel-Hotel mit Referenz-Bau- und –Anlagentechnik, 

Einsatz einer Solaranlage sowie einer Solaranlage und Brennwerttechnik. 

 

4.3.4 Raumlufttechnik, Raumluftkühlung und Kälteerzeugung 

Bei unterschiedlichen Nutzungen kommen – aus Gründen unterschiedlicher 

Konditionierungsanforderungen – typischerweise dem Nutzungsbedarf angepasste, 

unterschiedliche Lüftungssysteme zum Einsatz.   

Die Bewertung von lüftungstechnischen Einrichtungen für Nichtwohngebäude erfolgt im 

Rahmen der EnEV 2002 über DIN V 4701-10, die auf Wohnungslüftungsanlagen abgestimmt 

ist. In Verbindung mit den Randbedingungen der anzusetzenden Luftwechsel in der EnEV 

2002 beziehungsweise in DIN V 4108-6 werden lüftungstechnische Einrichtungen in 

Nichtwohngebäuden nur unzureichend abgebildet. Bei strenger Auslegung der EnEV 2002 

ist der Nachweis nach § 3, Abs. 3, Nr. 3 zu führen, wonach die Einhaltung des spezifischen, 

auf die Wärme übertragende Umfassungsfläche bezogenen 

Transmissionswärmeverlustkoeffizienten gefordert ist. Somit werden nach EnEV 2002 

praktisch keine Anforderungen an Lüftungstechnik in Nichtwohngebäuden gestellt. 

Beim Rechenverfahren nach DIN V 18599 wird hinsichtlich der anzusetzenden 

Außenluftvolumenströme nicht nach der Form der Lüftung unterschieden. Dies bedeutet, 

dass der Einsatz einer mechanischen Abluftanlage mit einem höheren Primärenergiebedarf 

verbunden ist als bei freier Lüftung, da ein entsprechender Energiebedarf für den 
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Lufttransport resultiert. Bei Einsatz einer mechanischen Zu-/ Abluftanlage mit 

Wärmerückgewinnung, wird dieser Energieaufwand mehr oder weniger kompensiert. 

Würde man vor dem Hintergrund der oben geschilderten Zusammenhänge die freie Lüftung 

(Fensterlüftung) als Referenz bei Nichtwohngebäuden vorsehen, so würde dies eine 

Verschärfung der Anforderungen gegenüber der EnEV 2002 bedeuten. 

Für die Festlegung von Referenzsystemen für raumlufttechnische Einrichtungen wird 
vorgeschlagen, nach  
- Abluftanlagen 
-  Zu-/Abluftanlagen ohne Nachheiz- und Kühlfunktion 
-  Zu-/Abluftanlagen mit geregelter Luftkonditionierung (Konstant –Volumenstrom- 
 und Variabel-Volumenstrom- Anlagen) 
zu unterscheiden. 

 

Die als Referenztechnik anzusetzenden Systeme sind in Tabelle 4.14 zusammengestellt. 

Erläuterungen dazu und zu den in Kap. 3.3.3.2 aufgeführten Randbedingungen werden 

nachfolgend aufgeführt. 

4.3.4.1  RLT  

Luftförderung: 

Für alle RLT-Systeme werden Werte der spezifischen Leistungsaufnahme des Ventilators 

(PSFP-Wert) (Zu-/Abluftstrang) vorgegeben. Die Werte orientieren sich an den 

Standardwerten der zugrunde gelegten Berechnungsnorm DIN V 18599-7 sowie prEN 13779 

(Lüftung von Nichtwohngebäuden. Allgemeine Grundlagen und Anforderungen an Lüftungs- 

und Klimaanlagen, Entwurf Juli 2005 [15]). Grundlage der in den genannten Normen 

aufgeführten PSFP-Werte bildet die Dissertation von Beck [16]. 

Wärmerückgewinnung: 

Die Wärmerückgewinnung wird über die „Rückwärmzahl“ beschrieben. Bei der Berechnung 

von Zu- und Abluftanlagen ohne Nachheiz- und Kühlfunktion ist zu beachten, dass sich die 

Normenteile 2 und 3 der DIN V 18599 widersprechen. In DIN V 18599-2 wird unter 

Zugrundelegung eines Wärmerückgewinnungsgrades die Zulufttemperatur (ϑV,mech) 

berechnet. Die Zulufttemperaturen sind in DIN V 18599-3 für die genannten Fälle tabellarisch 

abgebildet.  
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In der Verordnung sollte präzisiert werden, dass die Berechnung gemäß DIN V 18599-3 
zu erfolgen hat, um eine eindeutige Berechnung vorzugeben.  

Zulufttemperatur: 

Die Zulufttemperatur wird gem. DIN V 18599-3 mit dem Standardwert von 18 °C vorgegeben. 

Luftbefeuchtung: 

Die Systemunterscheidung wird in Abhängigkeit von der Größe des Außenluftvolumenstroms 

mit den jeweils typischen Befeuchtungseinrichtungen vorgegeben. Die 

Befeuchtungseinrichtung ist im Referenzfall nur dann anzusetzen, wenn tatsächlich eine 

Befeuchtung vorgesehen wird. 

Variabel-Volumenstrom-System: 

Die Druckverhältniszahl wird in DIN V 18599-3 mit fp gekennzeichnet. In DIN V 18599-7 wird 

die Druckverhältniszahl als „Quotient aus Konstant- und Gesamtdruckanteil“ bezeichnet und 

mit dem Symbol π angegeben. 

 

4.3.4.2  Raumkühlung – Kältesystem 

Kühldecken sind Fan-Coils bezüglich der Raumkühlung primärenergetisch gleichwertig, es 

entfällt jedoch der Energiebedarf der Luftförderung im Raum. Fan-Coils sind diesbezüglich 

der ungünstigere Fall. Die Kaltwasservor- und Kaltwasserrücklauftemperaturen von 14/18°C 

stellen übliche Werte beim Einsatz von Fan-Coils dar. 
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Tabelle 4.13: Referenzsysteme für die Raumlufttechnik, Raumkühlung und Kälteerzeugung. 

Abluftanlage: spezifische Leistungsaufnahme Ventilator PSFP = 1,25 kW/(m³/s) 

Zu- und Abluftanlage ohne Nachheiz- und Kühlfunktion:   
spezifische Leistungsaufnahme Zuluftventilator PSFP = 1,6 kW/(m³/s) 
spezifische Leistungsaufnahme Abluftventilator PSFP = 1,25 kW/(m³/s) 
Wärmerückgewinnung: Temperaturverhältnis ηt= 0,45 
Zu-/Abluftanlagen mit geregelter Luftkonditionierung:   
spezifische Leistungsaufnahme Zuluftventilator PSFP = 2,0 kW/(m³/s) 
spezifische Leistungsaufnahme Abluftventilator PSFP = 1,25 kW/(m³/s) 
Wärmerückgewinnung: Rückwärmzahl ηt= 0,45 
Zulufttemperatur: 18°C  
Außenluftvolumenstrom ≤ 15000 m³/h je Gerät: Elektrodampfbefeuchter 
Außenluftvolumenstrom > 15000 m³/h je Gerät: Wasserbefeuchter: Hochdruckbefeuchter 
Druckverhältniszahl (Variabel-Volumenstrom-System (VVS-Anlagen)): π = 0,4 

 RLT  

Nur-Luft-Klimaanlagen als Variabel-Volumenstrom-System:  
Druckverhältniszahl π = 0,4 

Raum-

kühlung 

Kältesystem: 
Kaltwasser Fan-Coil 14/18°C Kaltwassertemperatur; Brüstungsgerät 
Kaltwasserkreis Raumkühlung:  
Überströmung* 10%; spezifische elektrische Leistung der Verteilung Pd,spez = 35 Wel/kWKälte 

Erzeuger: 
bis 500 kW je Kälteerzeuger: 
Innenaufstellung; Kolben/Scrollverdichter, R134a, luftgekühlt, Kaltwassertemperatur 6/12°C
Kaltwasserkreis Erzeuger inklusive RLT Kühlung: 
Überströmung* 30%; spezifische elektrische Leistung der Verteilung Pd,spez = 25 Wel/kWKälte 

Kälte-
erzeugung 

Erzeuger: 
über 500 kW je Kälteerzeuger: 
Innenaufstellung; Schraubenverdichter, R134a, wassergekühlt, Kaltwassertemperatur 
6/12°C 
Kaltwasserkreis Erzeuger inklusive RLT Kühlung: 
Überströmung 30%; spezifische elektrische Leistung der Verteilung Pd,spez = 25 Wel/kWKälte 
Rückkühlung: 
Verdunstungskühler mit offenem Kreislauf ohne Zusatzschalldämpfer, 
Kühlwassertemperatur 27/33°C  
Rückkühlkreis:  
Überströmung* 50%, spezifische elektrische Leistung der Verteilung Pd,spez = 20 Wel/kWKälte 

* Das Verhältnis von minimalem Volumenstrom im Verteilkreis zum Volumenstrom der 

Kälteversorgungseinheit im Auslegungsfall (DIN V 18599-7) wird als „Überströmung“ bezeichnet. 

 

4.3.4.3 Kälteerzeugung 

Kälteerzeuger, Kühl- und Kaltwassertemperatur 

Schraubenverdichter werden ab Leistungsgrößen von 300 kW hergestellt. Die Wahl der 

Grenze von 500 kW bietet in dem Bereich zwischen 300 bis 500 kW den Vorteil, dass die 

effektivere Technik nicht als Referenzfall dient und somit in der Ausführung mehr Flexibilität 

und Wettbewerb erhalten bleibt. Für höhere Leistungen erscheint es angemessen, erhöhte 

Anforderungen zu stellen. Statistiken zu der Art der Verwendung liegen nicht vor. 



47 

Die Kaltwassertemperaturen 6°C Vorlauf und 12°C Rücklauf sind Standardwerte für Kälte 

und Klimatisierung. Die Wassertemperatur von 6 °C wird benötigt, wenn entfeuchtet werden 

soll. Bei getrennter Kaltwassererzeugung für Kühldecken oder Fan Coils sind höhere 

Kaltwassertemperaturen geeignet (z.B. 14°C Vorlauf, 18 °C Rücklauf). Wenn ein zusätzlicher 

Wärmetauscher zwischengeschaltet werden muss (z.B. aufgrund der Druckniveaus in 

Hochhäusern) ist für die primärseitige Kaltwassertemperatur der Kühldecken-Kälte 11 °C im 

Vorlauf und 16 °C im Rücklauf geeignet. Um diese diversen Fallunterscheidungen zu 

vermeiden, wird generell die Temperatur des Kaltwassers mit 6 °C im Vorlauf und 12 °C im 

Rücklauf angesetzt. Dies ist bezüglich des Energiebedarfs der ungünstigere Wert. 

Die Vorgabe einer Kühlwassertemperatur von 27/33 ist üblicher Standard für offene 

Rückkühlwerke. Offene Rückkühlwerke (oder geschlossene, berieselte) erhöhen gegenüber 

trockener Rückkühlung die Arbeitszahl erheblich und sind deshalb als Referenzwert 

vorgesehen. 

Kaltwasserkreise / Rückkühlkreis 

In allen Kaltwasserkreisen und im Rückkühlkreis wird eine Überströmeinrichtung 

vorausgesetzt. Zur Bestimmung der mittleren Belastung der Verteilung der einzelnen 

Pumpenkreise ist das Verhältnis von minimalem Volumenstrom im Verteilkreis zum 

Volumenstrom der Kälteversorgungseinheit im Auslegungsfall (in Tabelle 4.13  als 

„Überströmung“ bezeichnet) vorzugeben. 

Mit der spezifischen elektrischen Leistung der Verteilung Pd,spez wird eine Größe vorgegeben, 

über die der elektrische Energieaufwand der Verteilung mit den Randbedingungen gem. 

Kap. 3.3.3.2 bestimmt werden kann.  

Die Formulierung der Systeme und die vorgeschlagenen Referenzkennwerte sind mit 

Bearbeitern von DIN V 18599-7 abgestimmt und resultieren aus den in der Norm vorgegeben 

Standardwerten. 
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Bild 4.9: Jahres-Primärenergiebedarf für das Beispiel-Hotel mit Referenz-Bau- und –Anlagentechnik 

sowie reduzierte Druckverluste im Lüftungs-Kanalnetz. 

In Bild 4.9 ist für das Beispiel-„Hotel“ dargestellt, welche Reduktion des Jahres-

Primärenergiebedarfs eintritt, wenn reduzierte Druckverluste im Kanalnetz der 

Lüftungsanlage in Ansatz gebracht werden [17]. Hierbei werden gegenüber der in Tabelle 

4.14 genannten spezifischen Leistungsaufnahmen der Zu- und Abluftanlage für den 

Zuluftventilator PSFP = 1,08 kW/(m³/s) und für den Abluftventilator PSFP = 0,87 kW/(m³/s) 

angesetzt. Bei der Teil- und Vollklimaanlage betragen die Werte für den Zuluftventilator 1,66 

kW/(m³/s) und für den Abluftventilator 1,04 kW/(m³/s). 

Die Reduktionen des Primärenergiebedarfs liegen für den Fall verringerter Druckverluste im 

Kanalnetz bei 13 kWh/(m²a).  

4.4 Wirtschaftlichkeit des Anforderungsniveaus 

Wie in Kapitel 3 beschrieben, wird als Hauptanforderungsgröße der neuen 

Energieeinsparverordnung der Jahres-Primärenergiebedarf herangezogen. Das 

Anforderungsniveau basiert auf vorgegebenen baulichen und anlagentechnischen 

Ausführungen des zu errichtenden Gebäudes. Im Rahmen des EnEV-Nachweises ist der 

Jahres-Primärenergiebedarf  einzuhalten, der sich für das geplante Gebäude mit der 

vorgegebenen Referenz für Bau- und Anlagentechnik ergibt. 

Die Wirtschaftlichkeit des Anforderungsniveaus (Gesamtgebäude) ist nicht gleichbedeutend 

mit der Wirtschaftlichkeit einzelner vorgegebener Komponenten der Referenz-Bau- und -
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anlagentechnik. Mit den vorgegebenen, in Kapitel 4 beschriebenen Referenzausführungen 

wird lediglich das energetische Anforderungsniveau festgelegt.  

Die Referenz stellt somit nicht eine „optimal wirtschaftliche Technik“ für die jeweiligen 
Komponenten dar. Vielmehr wird ein energetisches Niveau stellvertretend durch eine 
Referenz-Bau- und -Anlagentechnik hinterlegt. 

Eine Präsenzmeldung als Einrichtung zur Beleuchtungssteuerung ist nicht in allen 

Anwendungsfällen – Gebäuden oder Nutzungszonen in Gebäuden – pauschal als 

wirtschaftlich einzustufen. Mit der energetischen Gleichwertigkeit des vorgeschlagenen 

Referenzsystems (s. Kap. 4.3.1) „direkt /indirekte Beleuchtung, verlustarmes Vorschaltgerät, 

stabförmige Leuchtstofflampen und Präsenzmeldung“ und des Systems „direkte 

Beleuchtung, verlustarmes Vorschaltgerät, stabförmige Leuchtstofflampen in Verbindung mit 

manueller Steuerung“ wird deutlich, dass übliche kostengünstige Systeme eingesetzt werden 

können. 

Allein unter Berücksichtigung der in Kap. 4.2.1 vorgegebenen Referenz für die Ausführung 

der Gebäudehülle über den spezifischen, auf die wärmeübertragende Umfassungsfläche 

bezogenen Transmissionswärmetransferkoeffizienten (HT’) ist nicht jedes dem 

Mindestwärmeschutz entsprechende Bauteil umsetzbar. Die Anforderung entspricht vielmehr 

der EnEV 2002, bei deren Umsetzung die Wirtschaftlichkeit der Gesamtanforderung 

Berücksichtigung fand. Durch die Kompensationsmöglichkeit der Bilanzanteile, die nunmehr 

unter Einbeziehung des Kunstlicht- und Kühlenergiebedarfs erweitert wird, ist die 

Umsetzbarkeit des Anforderungsniveaus gewährleistet. 

Bei der Formulierung der Referenzausführungen werden bewusst „Reserven“ vorgehalten, 

die zur Kompensation von Ausführungen der Gebäudehülle und Anlagentechnik 

heranzuziehen sind. Beispiele für die Notwendigkeit einer Kompensation sind:  

- Einsatz einer Fassade mit einem hohen Glasflächenanteil,  

- Verwendung von Beleuchtungssystemen auf Basis indirekter Beleuchtung, 

- Kühlung von Zonen, für die gemäß Kapitel 3.4 der Primärenergiebedarf in dem 
Referenzgebäude nicht berücksichtigt wird, 

- Einsatz von Fernwärme aus einem Heizwerk mit einem hohen Primärenergiefaktor. 

Die Kompensation einzelner Primärenergiebedarfsanteile kann durch Maßnahmen, wie zum 

Beispiel  

- Einsatz von Brennwerttechnik statt Niedertemperaturtechnik 

- Einsatz von elektronischen Vorschaltgeräten und Beleuchtungssteuerung statt der 
vorgesehenen Referenzausführung 

- Berücksichtigung einer Detail- oder Fachplanung statt der vereinfachten Ansätze im 
Nachweisverfahren 



erfolgen; also Verbesserungen gegenüber der Referenzausführung und den Standard-

Berechnungsansätzen. Die in den Kapiteln 4.2 und 4.3 aufgenommenen 

Berechnungsbeispiele zeigen exemplarisch die Potenziale, die über die 

Referenzausführungen hinaus vorhanden sind. 

 

Tabelle 4.14: Zusammenstellung der Berechnungsergebnisse für die Beispielgebäude. 

Bild Ausführung Heizung Raumkälte RLT-Kälte
Trinkwarm-

wasser Beleuchtung Lufttransport
Hilfsenergie 

Heizung
Hilfsenergie 

Kühlung
4.1 Bürogebäude Referenz 109,4 2,6 3,4 0,0 52,5 24,7 1,2 3,9
4.1 Schule Referenz 184,1 0,0 0,0 28,2 25,9 5,1 1,4 0,0
4.1 Hotel Referenz 139,6 8,1 3,1 122,6 32,5 70,1 1,3 2,5

4.2

Bürogebäude 
verbesserter 
Wärmeschutz 80,1 3,4 3,4 0,0 52,5 24,7 1,0 4,4

4.3
Bürogebäude 
Lichtlenkung 109,7 2,4 3,4 0,0 50,3 24,7 1,2 3,8

4.4
Hotel innenliegender 
Sonnenschutz 136,5 10,7 3,1 122,6 32,5 70,1 1,3 2,8

4.4
Hotel Sonnenschutz-
verglasung 132,5 14,5 3,2 122,6 32,7 70,1 1,3 3,4

4.5
Schule innenliegender 
Sonnenschutz 181,0 0,0 0,0 28,2 25,9 5,1 1,4 0,0

4.5
Schule ohne 
Sonnenschutz 177,3 0,0 0,0 28,2 25,9 5,1 1,4 0,0

4.6 Bürogebäude EVG 111,1 2,4 3,4 0,0 46,4 24,7 1,2 3,8

4.6
Bürogebäude direkte 
Beleuchtung 113,6 2,1 3,4 0,0 37,9 24,7 1,2 3,6

4.6
Bürogebäude direkte 
Beleuchtung+EVG 114,9 2,0 3,4 0,0 33,3 24,7 1,2 3,6

4.6

Bürogebäude direkte 
Beleuchtung+EVG+
autark ausschaltend 118,2 1,6 3,4 0,0 21,2 24,7 1,3 3,3

4.7 Schule Brennwerttechnik 168,8 0,0 0,0 27,5 25,9 5,1 1,4 0,0

4.7
Schule Brennwerttechnik 
verbessert 163,9 0,0 0,0 26,9 25,9 5,1 1,4 0,0

4.8 Hotel Solaranlage 139,6 8,1 3,1 103,5 32,5 70,1 1,3 2,5

4.8
Hotel Solaranlage+
Brennwerttechnik 123,6 8,1 3,1 99,0 32,5 70,1 1,3 2,5

4.9

Hotel reduzierte 
Druckverluste im 
Kanalnetz 139,6 8,1 2,9 122,6 32,5 57,9 1,3 2,5

Primärenergiebedarf in kWh/(m²a)

 

5 Zusammenfassung und Fazit 

Der vorliegende Bericht beinhaltet einen Vorschlag zur Formulierung eines 

Anforderungskonzepts für die Neufassung der Energieeinsparverordnung zur Umsetzung der 

Energieeffizienzrichtlinie. Dabei sind insbesondere Nichtwohngebäude einer neuen 

Systematik zu unterwerfen. 

 Die Hauptanforderungsgröße für Nichtwohngebäude soll, wie für Wohngebäude, der Jahres-

Primärenergiebedarf sein. Dieser setzt sich zusammen aus den Anteilen  

• Jahres-Primärenergiebedarf für das Heizungssystem und die Heizfunktion der 

raumlufttechnischen Anlage 
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• Jahres-Primärenergiebedarf für das Kühlsystem und die Kühlfunktion der 

raumlufttechnischen Anlage 

• Jahres-Primärenergiebedarf für die Dampfversorgung 

• Jahres-Primärenergiebedarf für Warmwasser 

• Jahres-Primärenergiebedarf für Beleuchtung 

• Jahres-Primärenergiebedarf für Hilfsenergien für das Heizungssystem und die 

Heizfunktion der raumlufttechnischen Anlage, das Kühlsystem und die Kühlfunktion 

der raumlufttechnischen Anlage, die Dampfversorgung, das Warmwasser, die 

Beleuchtung und den Lufttransport 

Diese Anteile sind miteinander verrechenbar, so dass z.B. eine gute Lichttechnik zu 

geringeren Anforderungen an den Wärmeschutz führt. Zur Vermeidung eines so möglichen 

extrem schlechten Wärmeschutzes werden Nebenanforderungen über einen 

Transmissionswärmetransferkoeffizienten formuliert. 

Basis der Berechnung des Jahres-Primärenergiebedarfs ist DIN V 18599. Der Jahres-

Primärenergiebedarf wird unter Zugrundelegung einer Referenz-Gebäude- und Referenz-

Anlagenausführung mit Standard-Randbedingungen, die unterschiedliche 

Gebäudenutzungen berücksichtigen, bestimmt und als maximal zulässiger Wert im Rahmen 

der Verordnung definiert.  

Die Berechnungsgrundlagen, Randbedingungen und Referenzanforderungen werden 

vorgestellt und erläutert. Anhand von 3 Beispielgebäuden werden die Auswirkungen der 

Anforderungen dargestellt.  

Die Komplexität der Materie nimmt durch die Berücksichtigung der Energieanteile für 

Kunstlicht, Kühlung und Luftförderung erheblich zu und macht eine integrale Planung 

unumgänglich. Nur so können auch unter wirtschaftlichen Aspekten optimale Lösungen 

gefunden werden. Die Einbeziehung von Energieplanern ist bei komplexen Bauaufgaben 

künftig unumgänglich, sie gehören ins Team der Planer. 

Der Wohnungsbau soll auch weiterhin mit dem Verfahren gemäß EnEV 2002 behandelt 

werden, um die Nachweisführung nicht unnötig zu verkomplizieren. Es erscheint jedoch 

sinnvoll, auch für dies Gebäudegruppe bereits jetzt das neue Verfahren optional zuzulassen, 

um für diejenigen, die primär Nichtwohngebäude bearbeiten, den nicht zu vermittelnden 

Systemwechsel zu vermeiden. 

Entsprechend den Vorgaben wird das Anforderungsniveau der bisherigen EnEV 2002 

angepasst. Da mittlerweile energieeffizientere Techniken zur Verfügung stehen als während 
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der Entstehungsphase der EnEV 2002 und die Energiepreise seitdem deutlich gestiegen 

sind, sollte bereits mit der Verordnung 2006 ein Zeitplan für künftige 

Anforderungsverschärfungen mitgeteilt werden, damit sich die Bauindustrie und die Planer 

darauf einstellen können. Potentiale sind vorhanden. 
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7 Anhang A 

A 1.1 Beispiel-Bürogebäude 

Das freistehende Bürogebäude gemäß Bild A 1.1 mit einer Netto-Grundfläche von 5318 m² 

weist ein A/Ve-Verhältnis von 0,26 m-1 auf. Die in den Grundrissen in Bild A 1.2 markierten 

Nutzungen führen zu einer Unterteilung des Gebäudes in 6 Zonen, die es nach DIN V 18599 

zu unterscheiden gilt (Tabelle A 1.1). 

Tabelle A 1.1: Nutzungen des Beispiel-Bürogebäudes und Zuordnung zu Zonen gemäß DIN V 18599.  

Nr. Nutzung
1 Gruppenbüro 2 Gruppenbüro
2 Besprechung 4 Besprechung
3 Flur 19 Verkehrsflächen
4 Treppenhaus 19 Verkehrsflächen
5 Toiletten 16 WC
6 Aufzug 19 Verkehrsflächen
7 Teeküche 18 Nebenflächen
8 Lager/Technik 20 Lager/Technik
9 Foyer 19 Verkehrsflächen

Zonen gem. DIN V 18599

 

 

 

 

Bild A 1.1: Beispiel-Bürogebäude. 
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Bild A 1.2: Grundrisse und Zonen des Beispiel-Bürogebäudes. 

Zur Präzisierung hinsichtlich der anzusetzenden Referenzen und der Nachvollziehbarkeit der 

Berechnung gelten folgende Angaben: 

- Fensterflächenanteil 50 % 

- Sonnenschutzvorrichtung in Ost-/ West- und Südorientierung: Außenjalousie in 45°-

Stellung in dunkelgrauer Ausführung, manuell- oder zeitgesteuerte 

Sonnenschutzvorrichtung. Mit der in der Referenzausführung vorgesehenen Verglasung 

(Mehrscheibenisolierverglasung; zweifach) ergibt sich der Gesamtenergiedurchlassgrad 

inklusive Sonnenschutz zu gtot = 0,06 

- leichte Ausführung 

- Blendschutz vorhanden 

- keine Warmwasserbereitung 

- Zonen mit Kühlung (RLT und Raumkühlung) (Besprechung): Teilklimaanlage (Heizen, 

Kühlen, Entfeuchten), Kolbenverdichter (bis 500 kW) 

- Zonen ohne Kühlung (Büro, Treppe): freie Lüftung 

- Zonen ohne Kühlung (alle außer o.g.): Lüftungsanlage (Zu-/Abluftanlage)  
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A 1.2 Beispiel-Schule 

Die freistehende Beispiel-Schule gemäß Bild A 1.3 mit einer Netto-Grundfläche von 6297 m² 

weist ein A/Ve-Verhältnis von 0,32 m-1 auf. Die in den Grundrissen in Bild A 1.4 markierten 

Nutzungen führen zu einer Unterteilung des Gebäudes in 10 Zonen, die es nach DIN V 

18599 zu unterscheiden gilt (Tabelle A 1.2). 

Tabelle A 1.2: Nutzungen des Schulgebäudes und Zuordnung zu Zonen gemäß DIN V 18599.  

Nr. Nutzung
1 Klassenzimmer 8 Klassenzimmer (Schulen)
2 Fachraum 8 Klassenzimmer (Schulen)
3 Büro 1 Einzelbüro
4 Lehrerzimmer 3 Gruppenbüro
5 Lehrerbibliothek 28 Bibliothek / Lesesaal
6 Cafeteria 12 Kantine
7 Hausmeister 17 sonst. Aufenthaltsräume
8 Foyer 19 Verkehrsflächen
9 Treppenhaus 19 Verkehrsflächen
10 Aufzug 19 Verkehrsflächen
11 Flur 19 Verkehrsflächen
12 Werkraum 22 Werkstatt/Montage
13 Fotolabor 20 Lager/Technik
14 Lager/Technik 20 Lager/Technik
15 Bibliothek 28 Bibliothek / Lesesaal
16 WCs 16 WC

Zonen gem. DIN V 18599

 

 

Bild A 1.3: Beispiel-Schule. 
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Bild A 1.4: Grundrisse und Zonen der Beispiel-Schule. 

 

- Fensterflächenanteil 40 % 

- Sonnenschutzvorrichtung in Ost-/ West- und Südorientierung: Außenjalousie in 45°-

Stellung in dunkelgrauer Ausführung, manuell- oder zeitgesteuerte 

Sonnenschutzvorrichtung. Mit der in der Referenzausführung vorgesehenen Verglasung 
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(Mehrscheibenisolierverglasung; zweifach) ergibt sich der Gesamtenergiedurchlassgrad 

inklusive Sonnenschutz zu gtot = 0,06. 

- leichte Ausführung 

- Zentrale Warmwasserbereitung (die Festlegung des Nutzenergiebedarfs Warmwasser 

erfolgt über den flächenbezogenen Bedarf von qw,b = 170 Wh/(m²d) und Bezug auf die 

Fläche der Klassenräume ( 3280 m²) 

- Lüftungsanlage (Zu-/Abluftanlage) in den Zonen „Werkraum“, „Fotolabor“, „WC“; sonst 

freie Lüftung 

 

A 1.3 Beispiel-Hotel 

Das freistehende Hotel gemäß Bild A 1.5 mit einer Netto-Grundfläche von 3172 m² weist ein 

A/Ve-Verhältnis von 0,28 m-1 auf. Die in den Grundrissen in Bild A 1.6 markierten Nutzungen 

führen zu einer Unterteilung des Gebäudes in 12 Zonen, die es nach DIN V 18599 zu 

unterscheiden gilt (Tabelle A 1.3). 

Tabelle A 1.3: Nutzungen des Hotels und Zuordnung zu Zonen gemäß DIN V 18599.  

Nr. Nutzung
1 Hotelzimmer 11 Hotelzimmer
2 Bad 16 WC und Sanitär in NWG
3 Büro 2 Gruppenbüro
4 Rezeption 34 Rezeption
5 Konferenzraum 4 Besprechung/Sitzung/Seminar
6 Küche 14 Küche in Nichtwohngebäuden
7 Küche 15 Küche - Vorbereitung / Lager
8 Restaurant 13 Restaurant
9 Fitnessraum 31 Sporthalle
10 WCs 16 WC in Nichtwohngebäuden
11 Foyer 17 sonst. Aufenthaltsräume
12 Flur 19 Verkehrsflächen
13 Treppenhaus 19 Verkehrsflächen
14 Aufzug 19 Verkehrsflächen
15 Lager/Technik 20 Lager/Technik

Zonen gem. DIN V 18599
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Bild A 1.5: Beispiel-Hotel. 

 

Bild A 1.6: Grundrisse und Zonen des Beispiel-Hotels. 

 
59 



60 

- Fensterflächenanteil 60 % 

- Sonnenschutzvorrichtung in Ost-/ West- und Südorientierung: Außenjalousie in 45°-

Stellung in dunkelgrauer Ausführung, manuell- oder zeitgesteuerte 

Sonnenschutzvorrichtung. Mit der in der Referenzausführung vorgesehenen Verglasung 

(Mehrscheibenisolierverglasung; zweifach) ergibt sich der Gesamtenergiedurchlassgrad 

inklusive Sonnenschutz zu gtot = 0,06. 

- leichte Ausführung 

- Zentrale Warmwasserbereitung (die Festlegung des Nutzenergiebedarfs Warmwasser 

erfolgt über den flächenbezogenen Bedarf von qw,b = 450 Wh/(m²d) und Bezug auf die 

Fläche der Hotelzimmer ( 1215 m²) sowie den flächenbezogenen Bedarf von qw,b = 1250 

Wh/(m²d) und Bezug auf die Fläche des Restaurants ( 194 m²) 

- Zonen mit Kühlung (RLT und Raumkühlung) (Hotelzimmer): Teilklimaanlage (Heizen, 

Kühlen, Entfeuchten), Kolbenverdichter (bis 500 kW) 

- Zonen mit Kühlung (RLT) (Restaurant, Konferenz, Rezeption, Küche-Vorbereitung,): 

Teilklimaanlage (Heizen, Kühlen, Entfeuchten), Kolbenverdichter (bis 500 kW) 

- Zonen ohne Kühlung (Fitnessraum): Lüftungsanlage (Zu-/Abluftanlage)  

- Zonen ohne Kühlung (Flur, WC): Lüftungsanlage (Abluftanlage)  

- Zonen ohne Kühlung (Büro): freie Lüftung 
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